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Reichsvertretung der Juden in Deutschland 


Sitzungen des Präsidialausschusses und des Rates der 
Reichsvertretung am 15. Juni und 7. Juli 1937 

Die Reichsvertretung der Juden in Deutschland hatte die 
Mitglieder des Präsidialausschusses und des Rates zu einer 
gemeinsamen Sitzung am 15. Juni 1937 geladen. Die Tages¬ 
ordnung sah als einzigen Punkt: „Das Verhältnis der Ge¬ 
meinde Berlin zur Reichsvertretung“ vor. Im Verlauf der 
Sitzung wurde der Reichsvertretung und ihren führenden Per¬ 
sönlichkeiten in folgender Resolution das Vertrauen ausge¬ 
sprochen : 

„Der Rat der Reichsvertretung spricht Herrn Dr. Baeck und 
dem Präsidialausschuß, an seiner Spitze Herrn Dr. Otto Hirsch 
und seinen Mitarbeitern, das uneingeschränkte Vertrauen aus 
und wünscht, daß die Reichsvertretung die von ihr übernom¬ 
mene Arbeit weiterführt.“ 

Zur Bereinigung einiger Streitpunkte zwischen der Berliner 
Gemeindeverwaltung und der R ichsvertretung wurde eine 
Kommission eingesetzt mit dem Auftrag, in kurzer Zeit dem 
Plenum des Rates Vorschläge zu machen. 

Diese Kommission hat eine Reihe von Sitzungen abgehalten 
und darüber dem Rat Bericht erstattet. In der zweiten Rats¬ 
sitzung vom 7. Juli sind einstimmig folgende Entschließungen 
angenommen worden: 

I. Die Reichsvertretung ist die Vertretung der Juden in 
Deutschland gegenüber den deutschen Behörden und den jüdi¬ 
schen Hilfsorganisationen des Auslandes. 

Sie hat über die Verteilung aller ihr zufließenden Gelder 
zu bestimmen. Sie ist die Planungsstelle für die jüdische Ge¬ 
samtarbeit in Deutschland. Sie ist die Spitzenorganisation für 
die jüdische Wohlfahrtsarbeit in Deutschland. — Ihr obliegen 
die reichswichtigen Wohlfahrtsaufgaben. 

Die bisherige Arbeitsteilung zwischen Reichsvertretung, 
Landesverbänden, Gemeinden und Organisationen wird in fol¬ 
genden Punkten geändert: 

1. Die Errichtung, Erweiterung und Aufrechterhaltung von 
Schulen wird von den Landesverbänden bearbeitet. Voraus¬ 
setzung für die Durchführung dieser Aenderung ist, daß 
über die die Arbeiten des Landesverbandes auf diesem 
Gebiet leitenden Personen ein Einvernehmen mit der Reichs¬ 
vertretung herbeigeführt wird, beim Preußischen Landes¬ 
verband außerdem ein Einvernehmen mit der Jüdischen 
Gemeinde zu Berlin. 

Zu Schritten bei Behörden und zu finanziellen Zusagen, die 
eine Belastung der Reichsvertretung im Gefolge haben kön¬ 
nen, ist die vorherige Zustimmung der Reichsvertretung 
erforderlich. Verhandlungen mit den Zentralbehörden blei¬ 
ben der Reichsvertretung Vorbehalten. 

2. Einrichtungen der Reichsvertretung auf dem Gebiete 
der Berufsausbildung und Berufsumschichtung sind auf Ver¬ 
langen denjenigen Groß- oder Mittelgemeinden, in deren 
Bezirk sie sich befinden, zur eigenen Verwaltung zu über¬ 
lassen. Benachbarten Groß- und Mittelgemeinden können 
solche Einrichtungen auf ihren Wunsch zur eigenen Ver¬ 
waltung überlassen werden. 

Im übrigen bleibt die bisherige Arbeitsteilung zwischen 
Reichsvertretung, Landesverbänden, Gemeinden und Organi¬ 
sationen bestehen, soweit sie nicht künftig durch über¬ 
einstimmende Beschlüsse des Präsidialausschusses und des 
Rates geändert wird (vgl. II, 3). 

II. Der Rat bildet aus seiner Mitte einen Haushaltsausschuß 
von fünf Mitgliedern, der folgende Aufgaben hat: 

1. Beratung und Prüfung des dem Rat vom Präsidialaus¬ 
schuß vorzulegenden Jahreshaushaltsplans und Berichterstat¬ 
tung hierüber an das Präsidium des Rates. 

2. Prüfung aller die Finanzgebarung der Reichs Vertretung 
betreffenden sonstigen Anträge und Beschwerden und Be¬ 
richterstattung hierüber an das Präsidium des Rates. 

3. Laufende Kontrolle der Finanzgebarung der Reichs¬ 
vertretung. 

In den Haushaltsausschuß entsenden aus der Mitte des 
Rates je ein Mitglied 

der Preußische Landesverband, 

die nichtpreußischen Landesverbände, 

der Vorstand der Berliner Gemeinde. 


Die zwei weiteren Mitglieder wählt der Rat aus seiner 
Mitte. 

III. Die Zusammensetzung des Rates wird dahin abgeän¬ 
dert, daß die Zahl der Vertreter des Preußischen Landes¬ 
verbandes auf zwölf festgesetzt wird. Von den Vertretern 
des Preußischen Landesverbandes sollen nicht mehr als die 
Hälfte Wohnsitz in Berlin haben. Die Vertreter, die ihren 
Wohnsitz nicht in Berlin haben, werden von dem Rat des 
Preußischen Landesverbandes bestimmt. Die Zahl der Ver¬ 
treter der Organisationen wird vermehrt um einen Vertreter 
der Staatszionistischen Organisation und der Unabhängigen 
Orthodoxie. 

Von den fünf Mitgliedern des Rates, die vom Rat und 
Präsidialausschuß gemeinsam zu wählen sind, sollen 

a) mindestens drei ihren Wohnsitz im Bereich des Preußi¬ 
schen Landesverbandes haben; 

b) eines einer vom Jüdischen Frauenbund dem Rat vor¬ 
gelegten, drei Namen enthaltenden Vorschlagsliste entnom¬ 
men werden. 

Voraussetzung ist, daß die im Rat der Reichsvertretung 
vertretenen Körperschaften und Organisationen die Reichs¬ 
vertretung als die Vertretung der Juden in Deutschland 
gegenüber den deutschen Behörden und den jüdischen Hilfs¬ 
organisationen des Auslandes und ihre ordnungsmäßig ge¬ 
faßten Beschlüsse als für sie bindend anerkennen. 

Ferner wurden folgende Richtlinien einstimmig ange¬ 
nommen: 

1. Dem Haushaltsausschuß wird aufgetragen, den Etat der 
Reichsvertretung dahin auf das Genaueste zu prüfen, wie weit 
Ersparnisse auf seiten des Personaletats zu machen sind. 

2. Soweit geeignete Persönlichkeiten im Präsidialausschuß 
vorhanden sind, ist deren Betrauung mit bestimmten De¬ 
zernaten anzustreben. 

Der Präsidialausschuß ist vom Rat einstimmig neu zu¬ 
sammengesetzt worden. Er besteht unter dem Präsidenten der 
Reichsvertretung, Dr. Baeck, aus folgenden Mitgliedern: 
Otto Hirsch, Franz Meyer, Alexander (Krefeld), 
Freimann (Frankfurt a. M.), Grünewald (Mannheim), 
Josephsthal, Klee, Landsberger (Nürnberg), Mi¬ 
chaelis, Schmeidler, Seligsohn, Stahl und Sulz- 
b e r ger. 

Auch der neugebildete Haushaltsausschuß wurde 
sofort besetzt. 
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Ausscheiden von Dr. Friedrich Brodnitz 

Dr. Friedrich Brodnitz, der bisherige Schriftleiter der 
„Informationsblätter“ und der Blätter „Jüdische Wohlfahrts¬ 
pflege und Sozialpolitik“ hat Anfang Juli 1937 seine Tätigkeit 
in der Reichsvertretung beendigt, um nach den Vereinig¬ 
ten Staaten von Nordamerika auszuwandern. 

_. ^ r * Brodnitz hatte als Presse-Referent der Reichsvertretung 
die Aufgabe, mit der jüdischen Presse Fühlung zu halten und 
die gemeinsamen Aufgaben der jüdischen Presse zu bearbeiten. 
Darüber hinaus hatte er die eigenen Veröffentlichungen der 
Reichsvertretung „Informationsblätter“ und „Jüdische Wohl¬ 
fahrtspflege und Sozialpolitik“ zu betreuen. 

Durch seine Zugehörigkeit zum Kreise der Mitarbeiter der 
Reichsvertretung hat Friedrich Brodnitz für die Bedürfnisse 
der jüdischen Jugend bei der Vertretung der gesamten Juden- 
heit stets Verständnis erwirkt. 

Mit Friedrich Brodnitz verliert die jüdische Gemeinschafts¬ 
arbeit in Deutschland wiederum einen Menschen, der lange 
vor dem Jahre 1933 von der Bedeutung des Judeseins erfüllt 
war, und der seine Ueberzeugung stets durch die Tat be¬ 
stätigt hat. 


Abt. Berufsausbildung und Berufsumschichtung 

Broschüre zur Eröffnung der Ludvvig-Tietz-Werkstätte Jagur 

Anläßlich der Eröffnung der Ludwig-Tietz-Werkstätte Ja¬ 
gur hat die Reichsvertretung eine illustrierte Broschüre 
herausgegeben, die von Rabbiner Dr. B a e c k und Dr. Otto 
Hirsch eingeleitet wird. In drei Beiträgen, zusammen¬ 
gefaßt unter dem Titel „Erziehung zum Beruf“, werden 
„Berufsausbildungsmöglichkeiten in Palästina“ (Max Kreutz¬ 
berger), „Drei Jahre Jugendalijah“ (Channoch Rein¬ 
hold) und „Grenzen und Möglichkeiten der Ausbildung in 
Lehrwerkstätten“ (Poldi Kuh) behandelt. „Ludwig Tietz 
zum Gedächtnis“ berichten Eva Stern über den „Beginn 
der Jugendalijah“, Rudi Baer über „Ludwig Tietz und die 
Werkleute“, Georg Lubinski über „Ein Leben mit der 
Jugend“ und Friedrich Brodnitz über den „Kampf um 
die Jewish Agency“. 
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„Ludwig Tietz“, Dr. Leo Baeck in „Jüdische Rund¬ 
schau“ Jg. 42 Nr. 49 (22. Juni 1937). 

„Ludwig Tietz in der Jewish Agency“, Dr. Friedrich 
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Landwirtschaftliche Ausbildungsstelle der Jüd.-Nationalen 
Jugend Herzlia (Betar) 

Die Jüd.-Nationale Jugend Herzlia (Betar) hat eine eigene 
landwirtschaftliche Ausbildungsstelle Polenzwerder bei 
Eberswalde eröffnet, die in bezug auf die Erstausbil¬ 
dung als zuschußfähig im Rahmen der Sparmaßnahmen 
anerkannt ist. Der Zuschuß beträgt 45 RM exkl. Kran¬ 
kenkasse. Der Betrieb wird rituell geführt. 

Zahnbehandlung in der Berufsausbildung 

Die Richtlinien für Berufsausbildung werden dahin er¬ 
weitert, daß das ärztliche Gutachten, das als Vorbedingung 
für die Bewilligung eines Ausbildungszuschusses gilt, sich 
auch auf den Gesundheitszustand der Zähne erstreckt. Be¬ 
vor nicht die vom Arzt etwa für notwendig befundene Zahn¬ 
behandlung durchgeführt ist, wird ein Zuschuß zur Berufsaus¬ 
bildung nicht bewilligt. Bei der Frage der Kostendeckung 
für die Behandlung ist zu prüfen, ob — falls der Antrag¬ 
steller nicht selbst die Kosten trägt — Versicherungs¬ 
träger oder Fürsorge verband zur Leistung her^ngezogen 
werden können. Muß die Behandlung aus öffentlich-jüdischen 
Mitteln bestritten werden, so kommen hierfür Wohlfahrts¬ 
mittel der Heimatgemeinde bzw. des zuständigen Landes¬ 
oder Provinzialverbandes für jüdische Wohlfahrtspflege in 
Betracht. Eine entsprechende Regelung gilt für eine wäh¬ 
rend der Berufsausbildung erforderliche Zahnbehandlung. 
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Schulabteilung 

Schaffung von Lesebüchern für jüdische Schulen 
Durch Erlaß des Reichs- und Preußischen Ministers für 
lOQfm 0 ? a t ’ • Erziehung und Volksbildung vom 24. April 
1936 (Aktenzeichen E II a Nr. 664, E II e, M) ist das Ein¬ 
verständnis mit der Schaffung eines besonderen jüdischen 
esebuches für das 5. und 6. Schuljahr ausgesprochen wor- 
ri“ l leidlzeitig . s .* nd die Jüdischen Schulen von der Ver- 
pllichtung zur Einführung des staatlichen Lesebuches für das 
o. und o. Schuljahr befreit worden. 


Auf Grund eines Entwurfes der Herren Emanuel b i n 
Gonon, Tel Aviv, und Dr. Siegfried Braun, Köln, der 
von zahlreichen Schulen und Einzelpersönlichkeiten begut¬ 
achtet worden ist, ist ein Lesebuch fertiggestellt worden 
an dem zusammen mit Dr. Leschnitzer und Julius 
o t e r n von der Sehulabteilung der Reichsvertretung und 
einem der Verfasser des zugrunde liegenden Entwurfs, Dr 
Braun, mitgewirkt haben: Dr. Epstein, Frankfurt a. M., 
Dr. Esther F rank, Köln, Dr. G u t m a n n, Würzburg, Dr. 
Loewenberg, Hamburg, Schulleiterin Schiratzki 
Berlin, und Dr. M. Spanie r, Berlin. 

Nunmehr ist durch einen weiteren Erlaß vom 25. Mai 1937 
(Aktenzeichen E II a 1337/37) die Grundlage für die In¬ 
angriffnahme der Vorarbeiten für die Schaffung von Lese¬ 
büchern für das 2., 3. und 4. Schuljahr gegeben worden. 
Der Erlaß an die Schulabteilung der Reichsvertretung hat 
folgenden Wortlaut: 

„Gegen die Schaffung besonderer Lesebücher für das 
2., 3. und 4. Schuljahr jüdischer Schulen habe ich keine Be¬ 
denken. Ich ersuche Sie, die Lesebücher mit Ihrem Anträge 
entsprechend vorzulegen. Den jüdischen Volksschulen ist die 
Einführung der neuen Lesebücher für das 2., 3. und 4. 
Schuljahr (Runderlaß vom 20. Mai 1936 — E II a 1054/36 — 
(RMinAm tsblD tsch Wiss. 1936, S. 278) und vom 26. Fe¬ 
bruar 1937 — Ella 626 — (RMinAmtsblDtschWiss. 1937, 
S. 122) freizustellen.“ 

Demnach sind die jüdischen Schulen von der Verpflichtung 
zur Einführung der neuen staatlichen Lesebücher befreit. 

Mit dem Erscheinen des Lesebuches für das 5. und 6. 
Schuljahr ist nach den großen Ferien zu rechnen. 


Jüdische Lesehefte 

In der Reihe der Lesehefte, die die Schul-Abteilung der 
Reichsvertretung in Zusammenarbeit mit dem Schocken Ver¬ 
lag herausgibt (InfBl. 1936 Nr. 10/11 S. 99, 1937 Nr. 4/5 
S. 15), ist erschienen: 

Heft 21: „Die Juden in New York. Zur Kunde der Jüdi¬ 
schen Gegenwart.“ Jenny R a d t. Preis 0,33 RM. 


Lehrgänge zur Ausbildung von jüdischen Lehrkräften für 
Turnen und Sport 

Durch Erlaß des Reichs- und Preußischen Ministers für 
Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung vom 7. April 
1937 (Aktenzeichen KI 8004/26. Februar 1937, Elb E II e M) 
ist die Anerkennung der Abschlußprüfung des ersten Lehr¬ 
ganges zur Ausbildung von jüdischen Turn- und Sport¬ 
lehrern in Stuttgart ausgesprochen worden. Die Teilnehmer 
des Lehrganges erhalten staatliche Zeugnisse, die sie zur 
Tätigkeit im jüdischen Schulwesen berechtigen. 

Der Württembergische Kultminister hat im Anschluß an 
einen Erlaß des Reichserziehungsministers vom 5. Mai 1937 
(KI 8004) die Genehmigung zur Abhaltung eines weiteren 
Lehrganges erteilt. Der Lehrgang hat bereits begonnen. 

Die Lehrgänge werden mit Unterstützung des Oberrates 
der Isr. Religionsgemeinschaft Württembergs sowie des 
Reichsausschusses jüdischer Sportverbände durchgeführt. 
(InfBl. 1937 Nr. 4/5 S. 15.) 

Lehrerforlbildungstagung in Englisch 

Es ist beabsichtigt, in der Zeit vom 10. bis 17. Oktober 
1937 eine Lehrerfortbildungstagung in Englisch für eine be¬ 
grenzte Teilnehmerzahl in Lehnitz stattfinden zu lassen. Es 
werden schriftliche und mündliche Uebungen stattfinden 
unter Leitung von Lehrkräften des englischen Unterrichts, 
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die über besonders große Erfahrung verfügen, und Kon¬ 
versationszirkel unter Leitung von Engländern. Kosten pro 
Tag 4 RM. 

Abt- Zentralwohlfahrtsstelle 

Preisausschreiben Jüdische Winterhilfe 1937/38 
Die Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland als 
zentrale Trägerin der Jüdischen Winterhilfe fordert die 
jüdischen Künstler und die an der jüdischen Sozialarbeit 
interessierten Mitglieder der jüdischen Gemeinden zur Teil¬ 
nahme an einem Preisausschreiben auf, dessen Ergebnisse 
der Werbung für die Jüdische Winterhilfe dienen sollen. 
Das Preisausschreiben gliedert sich in folgende Gruppen: 

Gruppe A: Preisausschreiben für bildliche 
Werbung. Verlangt werden graphische, zeichnerische oder 
photographische Entwürfe, die in Ausführung und Ideen¬ 
gehalt dem Sinn der Jüdischen Winterhilfe Rechnung tragen 
und zur Veröffentlichung in der jüdischen Presse geeignet 
sind. 

Gruppe B: Preisausschreiben für textliche 
Werbung in der Presse, in Veranstaltungen und dem 
einzelnen Spender gegenüber (Schlagzeilen, Merksprüche 
usw.). 

Gruppe C: Ideenwettbewerb zur Gewinnung 
von Anregungen, die sowohl für die allgemeine als 
auch für die individuelle Werbung geeignet sind. 

Aufgabe der Jüdischen Winterhilfe ist es, die Gesamtheit 
der jüdischen Bevölkerung in Deutschland zum freiwilligen 
Opfer monatlicher Geldspenden im Rahmen der Richtlinien 
für die Jüdische Winterhilfe, zur Leistung der Eintopf¬ 
spende (an den Eintopf Sonntagen) und zur Teilnahme an der 
Pfundsjiende zu gewinnen, um mit dem Ergebnis dieser 
Sammlungen die Betreuung der jüdischen Hilfsbedürftigen 
in den sechs Wintermonaten (Oktober bis März) sicherzu¬ 
stellen. Die Werbung, die u. a. an vorhandenes jüdisches 
Schriftgut und an jüdische Symbole anknüpfen kann, soll 
auch bei etwaiger Benutzung humoristischer Mittel stets 
dem sozialen Gehalt und der Würde der mit der Jüdischen 
Winterhilfe gestellten Aufgabe entsprechen. Die Verwendung 
von Formeln und Symbolen des Winterhilfswerks des Deut¬ 
schen Volkes ist nicht zulässig. 

Für die drei Gruppen A, B und C des Preisausschreibens 
sind jeweils drei Preise ausgesetzt: 

1. Preis 2. Preis 3. Preis 
Gruppe A: RM 300,— RM 200,— RM 100,— 

Gruppe B: RM 200,— RM 100,— RM 50,— 

Gruppe C: RM 120,— RM 80,— RM 40,— 

Der volle erste, zweite und dritte Preis der Gruppen A 

und B wird zuerkannt für eine Entwurfsreihe für die allge¬ 
meine Werbung oder für die Werbung für eine der besonde¬ 
ren Spendenarbeiten (monatliche Geldspenden, Eintopfspenden 
oder Pfundspenden), die für jeden der sechs Winterhilfs¬ 
monate eine wechselnde Werbung vorsieht. Teilpreise wer¬ 
den dann zuerkannt, wenn nicht eine volle Entwurfsreihe, 
sondern nur einzelne Entwürfe preisgekrönt werden. — 
Ankauf nicht preisgekrönter Entwürfe bleibt Vorbehalten. 

Jüdische Organisationen 

Jewish Agency lor Palestine 

Jahresbericht 1936 der Jewish Agency 
Der Jahresbericht der Jewish Agency an die Mandatskom¬ 
mission ist in der üblichen Form als doppelsprachige, eng¬ 
lisch-französische Broschüre veröffentlicht und umfaßt 
55 Seiten. Daneben ist auch eine hebräische Ausgabe des 
Memorandums erschienen. 

In der Einführung zu dem Memorandum wird betont, daß 
die Judenheit Palästinas trotz der politischen und wirtschaft¬ 
lichem Auswirkungen der Unruhen des vergangenen Jahres 
eine Anpassungsfähigkeit und Kraftreserven gezeigt hat, die 
in vielversprechenden neuen Unternehmungen zum Ausdruck 
kommen. 

Der Inhalt der Denkschrift gliedert sich in neun Ab¬ 
schnitte mit 125 Punkten, in denen Bevölkerungsbewegung 
(Punkt 1—5), Einwanderung (6—16), landwirtschaftliche Ko¬ 
lonisation (17—55), städtische Entwicklung (56—61), Industrie 
und Arbeit (62—77), Erziehungswesen (78—93), Gesundheits¬ 
wesen (94—108), die öffentlichen Einrichtungen der palä- 


Die Prüfung der Entwürfe und die Entscheidung über die 
Zuteilung der Preise erfolgt unter Ausschluß des Rechts¬ 
weges durch die Reichsvertretung der Juden in Deutschland, 
Abteilung Zentralwohlfahrtsstelle, in Gemeinschaft mit künst¬ 
lerischen Sachverständigen, Werbefachleuten und Persön¬ 
lichkeiten aus den jüdischen Organisationen. 

Die preisgekrönten Entwürfe bleiben Eigentum der Zentral¬ 
wohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland, die damit das 
Recht der Veröffentlichung und Vervielfältigung erwirbt. 

Die jüdischen Künstler und interessierten Mitglieder der 
jüdischen Gemeinden werden zur Einreichung von Entwürfen 
aufgefordert. Die Entwürfe sind mit dem Buchstaben der 
in Frage kommenden Gruppe des Preisausschreibens und mit 
einem vom Einsender zu bestimmenden Kennwort zu ver¬ 
sehen. Name und Anschrift des Einsenders ist mit dem 
Kennwort zusammen in einem besonderen verschlossenen 
Briefumschlag einzusenden. 

Letzter Termin der Einsendungen ist der 1. September 
1937. Die Anschrift für alle Einsendungen lautet: Reichs¬ 
vertretung der Juden in Deutschland, Abteilung Zentral¬ 
wohlfahrtsstelle (Jüdische Winterhilfe), Berlin-Charlotten¬ 
burg 2, Kantstr. 158. 

Die Preisträger werden bis zum 15. September 1937 von 
der Zentralwohlfahrtsstelle durch Brief benachrichtigt. 

Erste Ergänzung zu „Sozial- und Wirtschaftsrecht .. 

Die erste Ergänzung zu „Sozial- und Wirtschaftsrecht, aus¬ 
gewählt und bearbeitet für die Bedürfnisse der Juden in 
Deutschland“, von Ministerialrat a. D. Fritz Wittels¬ 
höf e r, ist erschienen. 

Der gesamte Inhalt des Werkes ist damit auf den gegen¬ 
wärtigen Stand von Gesetzgebung und Rechtsprechung ge¬ 
bracht. Unter anderem sind die Bestimmungen über die 
Beschäftigung deutschblütiger weiblicher Angestellter in 
jüdischen Haushalten, über das neuerdings wichtig gewordene 
Vorzugsrentenwesen und über die Härtebeihilfen von Be¬ 
sitzern zinsgesenkter Wertpapiere neu erläutert; die Dar¬ 
stellung des Auswanderungsrechts ist besonders in den 
Fragen des Steuer- und Sozialversicherungsrechts erweitert, 
neu eingefügt ist das Gesetz über die Befreiung von der 
Pflicht zum Ersatz von Fürsorgekosten, die den Arbeitseinsatz 
regelnden Bestimmungen des Vierjahresplanes; neu eingear¬ 
beitet ist die erst kürzlich erlassene Neuregelung der Unter¬ 
stützung Arbeitsloser. 

Die 40 Blatt starke Ergänzung (Preis RM. 1,50) ist den 
uns bekannten Beziehern des Buches bereits zugegangen. 
Neubestellungen des Buches (Preis einschließlich Ergänzung 
RM. 3,80) können durch jede jüdische Buchhandlung oder 
durch die Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland, 
Berlin-Charlottenburg 2, Kantstr. 158, erfolgen. 


Jüdische Winterhilfe 

Literatur 

„Die Werbung für die Jüdische Winterhilfe — Erfahrungen 
und Grundsätze“, Dr. Georg L u b i n s k i in „Jüdische Wohl¬ 
fahrtspflege und Sozialpolitik“ Jg. 7 Heft 4 (August 1937). 


stinensischen Judenheit (109—112) und die finanzielle Ent- 
wmklung (113—125) behandelt werden. Ein Anhang gibt einen 
Ueberblick über die von den Juden während der Unruhen 
erlittenen Verluste, die von den Aufrührern verübten Terror¬ 
akte und die Aufgaben und Zusammensetzung der Kgl Kom¬ 
mission. ° 
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r M el ' i ä t /o er T J , eW ^ h , A g enc y“ in „Jüdische Rundschau 
Jg. 42 Nr. 52 (2. Juli 1937). 

„Die Jewish Agency berichtet dem Völkerbund“ in „C.V 
Zeitung“ Jg. 16 Nr. 26 (1. Juli 1937). 

„Letztes Jahr unter alter Verfassung — Jewish Agenc 
berichtet an die Mandatskommission über den Palästim 

Ä ufb 9 a 7 u ™ ^l 93 . 6 “ in „Israelitisches Familienblatt“ Jg.3 
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37 














Council for German Jewry 

Erster Tätigkeitsbericht 

Der Vorsitzende des Council for German Jewry, Herbert 
Samuel, berichtet über die Tätigkeit des Council im Jahre 
1936, dem ersten Jahr seines Bestehens. Vorausgeschickt 
wird eine Darlegung der Gründe, die die Schaffung des 
Council notwendig machten. Die Zusammenarbeit des Coun¬ 
cil mit den schon bestehenden jüdischen Hilfsorganisationen 
sowie Organisation und Arbeit der jüdischen Gemeinschaft 
in Deutschland wird übersichtlich dargestellt. Der Bericht 
umfaßt folgende Kapitel: 

Aufbringung von Mitteln — Die Arbeit in Deutschland — 
Berufsausbildung außerhalb Deutschlands — Schulwesen — 
Kinderunterbringung — Palästina (Einwanderung und Ein¬ 
ordnung, Jugendalijah, Darlehen für Einwanderer, Einwande¬ 
rerorganisationen, Jüdischer Nationalfonds) — Auswanderung 
nach überseeischen Ländern — Niederlassungsmöglichkeiten 
in europäischen Ländern — Auswandererhilfe für Akademiker 
und geistige Arbeiter — Die Rechtslage der Auswanderer. 

Der Bericht schließt mit der Feststellung, daß es bereits 
im ersten Jahre möglich war, einer großen Anzahl von 
Einzelpersonen und Gruppen zu helfen, und daß durch noch 
engere Zusammenarbeit aller beteiligten Organisationen diese 
Hilfe noch verstärkt werden kann. Das besondere Interesse 
des Council gilt den jüdischen Jugendlichen in 
und aus Deutschland, ihrer Erziehung und 
Berufsausbildung. Die in Palästina schon bestehenden 
landwirtschaftlichen Gruppen sollen gefördert, die Ansied¬ 
lung weiterer Gruppen in Angriff genommen werden. 

Den Auswanderern, die einen Weg nach Süd- oder Nord¬ 
amerika gefunden haben, soll durch Kredite die Einordnung 
in die Wirtschaft der Einwanderungsländer erleichtert wer¬ 
den. Die Summe von 750 000 Pfd. jährlich für die Dauer 
von 4 Jahren, die in dem ursprünglichen Projekt des Coun¬ 
cil vorgesehen war, wird in dem Bericht als Minimum 
dessen bezeichnet, was zur ordentlichen Durchführung der 
Arbeit des Council notwendig ist. 

Literatur 

„Umschichtung und Auswanderung — Der erste Jahres¬ 
bericht des Council for German Jewry“ in „Jüdische Rund¬ 
schau“ Jg. 42 Nr. 47 (15. Juni 1937). 

Jüdischer Frauenbund 

Sondernummern der „Blätter des Jüdischen Frauenbundes“ 
Der Jüdische Frauenbund hat die Juni- und Juli-Nummer 
1937 der Zeitschrift seinen beiden Reichsheimen in Neu- 
Isenburg und Wyk auf Föhr gewidmet. Das Isen- 
burger Heim ist als Schutz- und Erziehungsstätte für 
Schwangere, Mütter und Säuglinge, Kleinkinder, Schulkin¬ 
der und Jugendliche, für die weibliche jüdische Gefähr- 
detenfürsorge unentbehrlich geworden. Die Heilstätte in 
Wyk auf Föhr hat in zehnjährigem Bestehen an¬ 
nähernd 2000 Kindern und Jugendlichen Kräfti¬ 
gung und Heilung gebracht. Der Jüdische Frauenbund be¬ 
nutzt die Jubiläen der beiden Heime, um die dort geleistete 
Arbeit wieder einmal in ihren Grundideen aufzuzeigen. 

Jüdische Gemeinde zu Berlin 

Ferienfürsorge 1937 

Das Wohlfahrts- und Jugendamt der Jüdischen Gemeinde 
hat auf dreizehn Spiel- und Sportplätzen die Möglichkeit 
geschaffen, täglich insgesamt 1850 Kindern, die nicht 
verreisen können, eine Ferienerholung zu bieten. Ne¬ 
ben den eigenen Einrichtungen unterstützt die Gemeinde 
auch solche, die dem gleichen Zweck dienen und Vereinen 
unterstehen. 282 Kinder sind zur Erholung verschickt wor¬ 
den, 100 Kinder haben Zuschüsse zu diesem Zweck erhalten. 
Die Gemeinde hat also insgesamt während der Ferien 
annähernd 2400 Kinder versorgt. Diese Mitteilung er¬ 
hielten Vertreter der jüdischen Presse anläßlich einer Füh¬ 
rung, zu der das Wohlfahrts- und Jugendamt der Berliner 
Jüdischen Gemeinde Mitglieder des Vorstands der Reprä¬ 
sentantenversammlung, Rabbiner, ehrenamtliche und beruf¬ 
liche Mitarbeiter auf dem Sportplatz Grunewald geladen 
hatte. Nach einer Begrüßung durch den Vorsitzenden der 
Berliner Jüdischen Gemeinde, Direktor Heinrich Stahl, 
schilderte Dora Silbermann den Tageslauf der Ferien¬ 


kinder. Eine Besichtigung des Geländes mit seinen zweck¬ 
mäßigen Wirtschafts- und Garderobenräumen und der Sta¬ 
tion für erste Hilfe schloß sich an, und man hatte Gelegen¬ 
heit, die etwa 300 Kinder, die auf dem Grunewaldplatz 
untergebracht sind, beim Spiel und der reichhaltigen Vesper¬ 
mahlzeit zu beobachten. 

Broschüre: „Das Jüdische Wohlfahrts- und Jugendamt 
Berlin“ 

Im Jahre 1837 nahm das 1833 eingesetzte „Komitee zur 
Verbesserung des Armenwesens hiesiger jüdischer Ge¬ 
meine“ den Namen „Armenkommission“ an. Damit begann 
die Entwicklung eines geordneten Armenwesens inner¬ 
halb der Berliner Jüdischen Gemeinde, über 
die der stellvertretende Vorsitzende des Wohlfahrts- und 
Jugendamts, Rechtsanwalt Dr. Fritz Lamm, in einer Bro¬ 
schüre berichtet. In dieser Entwicklung bezeichnen die Grün¬ 
dung der Sammelvormundschaft im Jahre 1913 — 3500 Ge¬ 
meindemündel hat Dr. Lamm als Sammelvormund bisher be¬ 
treut — und die Kriegshilfskommission wichtige Stationen. 
Eugen C a s p a r y brachte im Jahr 1923 die Reorganisation 
zum Abschluß und schuf das „Wohlfahrts- und Jugendamt 
der Jüdischen Gemeinde“ mit seiner Zentrale und 24 Bezir¬ 
ken, seinen 1000 Pflegern und Pflegerinnen, Beamten und 
Angestellten. Aus der Arbeit der letzten Jahre sei der Aus¬ 
bau der jüdischen Winterhilfe erwähnt. Im Frühjahr 1936 
wurden vom Wohlfahrts- und Jugendamt 22 145 Personen 
betreut. Die Broschüre wird durch Zahlen- und Adressen¬ 
material und eine graphische Darstellung der einzelnen Ar¬ 
beitsgebiete vervollständigt und für die Praxis besonders 
wertvoll. 

Neue Sprachenklasse der Handelsschule 

Die Handelsschule der Jüdischen Gemeinde eröffnet im 
Oktober 1937 eine neue Sprachenklasse. Ziel ist die Beherr¬ 
schung des Englischen und Spanischen zwecks Berufaufnahme 
im Ausland, Einführung in das kulturelle und wirtschaftliche 
Leben der Auswanderungsländer, Ausbildung in Maschine¬ 
schreiben, in deutscher und fremdsprachlicher Kurzschrift. 
Englische Sprachkenntnisse werden vorausgesetzt, im Spa¬ 
nischen werden sie nicht gefordert. Anmeldungen nimmt der 
Leiter der Schule, LIerr Dipl.-Hdl. Berger, Berlin W15, 
Joachimsthaler Str. 13, in seiner Sprechstunde: Montag bis 
Freitag, von 10—11 Uhr, entgegen. 

Studienmöglichkeiten am Konservatorium Jerusalem 

Die Abt. Künstlerhilfe der Jüdischen Gemeinde zu Berlin 
(Charlottenburg 2, Kantstr. 159), weist nochmals darauf hin, 
daß auch in diesem Jahr etwa 20 Musikern aus 
Deutschland im Alter von 14 bis 25 Jahren das Stu¬ 
dium am Konservatorium in Jerusalem (The Palestine Con- 
servatoire of Music and Dramatic Art) unter vorteilhaften 
Bedingungen ermöglicht werden kann. Die Ausbildung er¬ 
folgt durch hochqualifizierte Lehrkräfte für alle Streich- 
und Blasinstrumente, Klavier, Komposition und Gesang, für 
die Orchester- und Dirigentenklasse und im Schulmusik- 
Lehrerseminar. Nähere Auskunft erteilt die Künstlerhilfe. 


Hechaluz 

Literatur 

„Kulturfragen der Chaluz-Bewegung in Deutschland“, Georg 
Josephthal in „Informationsblatt des Hechaluz“ Nr. 11 
(Juni 1937). 

„Von der religiösen Chaluzbewegung“, Kurt Klapp- 
h o 1 z in „Gemeindeblatt der Jüdischen Gemeinde zu Berlin“ 
Jg. 27 Nr. 25 (20. Juni 1937). 

„Chaluzim in Ausbildung — Von der Mittleren Hachscharah 
des Brit Chaluzim Datiim“ in „Israelitisches Familienblatt“ 
Jg. 39 Nr. 13 (1. April 1937). 


HICEM 

Generalversammlung der Hias-Ica Emigration Association 
(HICEM) 

Ueber die am 20. Juni 1937 in London abgehaltene 
Generalversammlung der Hias-Ica Emigration Association 
veröffentlicht die Leitung der HICEM einen 
Bericht, aus dem hervorgeht, daß an den Londoner 
Beratungen Delegierte einer Reihe von Ländern, der Ver- 
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einigten Staaten, Englands, Frankreichs, Belgiens, Polens, 
Rumäniens und Lettlands, teilgenommen haben. 

Die Mitteilungen, die die Direktion der Generalversamm¬ 
lung über die Tätigkeit der HICEM im abgelaufenen Jahr 
und in den ersten vier Monaten dieses Jahres machte, 
ergaben ein genaues Bild der jüdischen Wanderungsbewe¬ 
gung in diesem Zeitraum. Trotz aller Schwierigkeiten, die 
sich der jüdischen Auswanderung in den Weg gestellt 
haben, konnte die Uebersee-Wanderung — mit Ausnahme von 
Palästina — gegenüber dem vorangegangenen Jahr in ge¬ 
wissem Umfang verstärkt werden. 

Diese Ergebnisse wurden durch die angestrengte Tätigkeit 
der 41 an die HICEM angeschlossenen Komitees in 25 Län¬ 
dern der Aus-, Durch- und Einwanderung ermöglicht. In 
ihrer Arbeit leigte die HICEM das Schwergewicht einer¬ 
seits auf strenge berufliche Auslese der Auswanderer, die 
in neue Länder gesandt wurden, andererseits auf die Er¬ 
leichterung der Wiedervereinigung von Familienangehörigen. 

In den Einwanderungsländern war man vor allem bemüht, 
den Neueingewanderten Arbeit zu beschaffen und sie in 
Uebereinstimmung mit der offiziellen Einwanderungspolitik 
der betreffenden Länder gleichmäßig über das ganze Land 
zu verteilen, um eine Ansammlung in den Großstädten zu 
vermeiden. 

Es wurde auch das Erforderliche veranlaßt, um neue 
Einwanderungsmöglichkeiten zu schaffen und die bestehen¬ 
den zu erweitern. Zu diesem Zweck haben die Vertreter 
der HICEM im Laufe des vergangenen und Anfang dieses 
Jahres eine Anzahl von Ländern besucht, wie z. B. Colum¬ 
bien, Venezuela, Peru, Ecuador, Panama, Guatemala und 
Mexiko; daneben wurden zahlreiche Reisen in das Innere 
der Länder unternommen, wo die Komitees der HICEM 
bereits seit langem tätig sind, z. B. Argentinien, Brasilien, 
Uruguay, Chile usw. (vgl. S. 55). 

Die Arbeit der HICEM erfaßte 7600 aus Osteuropa und 
2400 aus Deutschland Ausgewanderte; die Gesamtzahl der 
von den Komitees der HICEM in den Einwanderungsländern 
betreuten Auswanderer beträgt etwa 16 000. Die Komitees in 
den Einwanderungsländern empfingen alle diejenigen^ die 
unmittelbar aus den Auswanderungsländern kamen, unter 
ihnen 5500 Auswanderer, die von den jüdischen Organisatio¬ 
nen in Deutschland abgefertigt waren. 

Aus dem Bericht der Direktion und aus dem nach¬ 
folgenden Meinungsaustausch ging hervor, daß es unter 
den jetzigen Umständen dringender als je erscheint, die 
Koordinierung aller Anstrengungen auf dem Gebiet der 
Auswanderung herbeizuführen; ferner muß in Europa eine 
möglichst scharfe Auslese der Einwanderungsanwärter vor¬ 
genommen werden, damit für die Weiterentwicklung der 
Aufnahmefähigkeit der Einwanderungsländer eine gesunde 
Grundlage geschaffen wird. 

Die Gesamtzahl der Auswanderer aus 
Deutschland, die unter Aufsicht der HICEM durch die 
ihr angeschlossenen und durch die speziell gegründeten 
Hilfskomitees bis zum 31. Mai 1937 weiterbefördert 
wurden, beträgt 16 462. Die für diese spezielle Aktion 
notwendigen Mittel wurden der HICEM durch die IC A, 
den Joint, den Central British Fund, den Coun¬ 
cil for German Jewry und die Ref ugeeEconomic 
Corporation zur Verfügung gestellt. 

Auf der Generalversammlung wurde der neue Verwal¬ 
tungsrat der HICEM gewählt. 

Hilfsverein der Juden in Deutschland 

Beratungsdienst 

Die Nr. 4/5 der Informationsblätter 1937 brachte versehent¬ 
lich die Mitteilung, daß die Beratungsstelle Bielefeld für 
„Wittenberge“ zuständig ist. Gemeint ist der Ort „W i 11 - 
1 a g e“. Ferner ist die Beratungsstelle in Leipzig nicht nur, 
wie in der Nummer angegeben, für Sachsen zuständig, 
sondern auch für Thüringen, Anhalt und Provinz Sachsen. 

Jüdisches Lehrhaus Berlin 

Intensiv-Kurse für Englisch 

Das Jüdische Lehrhaus hat Anfang August 1937 einen neuen 
englischen Intensiv-Kursus begonnen. Die Intensiv-Kurse des 


Jüdischen Lehrhauses bezwecken, durch einen täglichen Un¬ 
terricht von fünf Stunden (Montag bis Freitag, 9—13 Uhr) 
die Teilnehmer nach regelmäßiger Mitarbeit in vier Mo¬ 
naten so weit in die englische Sprache einzuführen, daß 
sie nach ihrer Auswanderung sich mit der Bevölkerung 
des Einwanderungslandes vollständig verständigen und am 
beruflichen Leben teilnehmen können. Umgehende Meldun¬ 
gen werden erbeten an das Sekretariat: Berlin W 50, Mar- 
burger Str. 5, III. Sprechstunden, Montag bis Donnerstag, 
10—13 und 16—18 Uhr. 


Oberrat der Israeliten Badens 

Lerngemeinschaft für die jüdische Jugend 

Der Oberrat der Israeliten Badens hatte in Gemeinschaft 
mit der Mittelstelle für jüdische Erwachsenenbildung und 
dem Landesausschuß der jüdischen Jugendverbände die jü¬ 
dischen Jugendlichen in Baden vom 11. bis 13. Juni 1937 
zu einer Lerngemeinschaft nach Karlsruhe geladen. Für die 
50 Teilnehmer stellte dies die erste überbündische Lern¬ 
gemeinschaft dar. Die Arbeitsgemeinschaften standen unter 
der Leitung von Rabbiner Dr. Schiff, Karlsruhe, (Frei¬ 
tagabend-Feier), Dr. H e s c h e 1, Frankfurt (Bibel), Pro¬ 
fessor Kantorowicz, Frankfurt (pädagogische Haltung), 
Dr. H. Philipp, Frankfurt (Literatur), Ar je Händler, 
Berlin (Situation der jüdischen Jugend). Musik und Sport 
(unter Leitung der Sportlehrerin Trudel Speyer) nahm 
den gebührenden Raum ein. 


Gesellschaft „ORT“ 

Eröffnung einer Lehranstalt 

In der „Privaten jüdischen Lehranstalt für handwerkliche 
und gewerbliche Ausbildung auswanderungswilliger Juden“ 
der Gesellschaft ORT, Abteilung Deutschland, erhalten zur 
Zeit 101 Jugendliche ihre Erstausbildung, 13 Erwachsene eine 
berufliche Umschichtung. Jeder Teilnehmer, bzw. sein ge¬ 
setzlicher Vertreter, muß sich verpflichten, daß nach be¬ 
endigter Lehrzeit eine Auswanderung erfolgt. Die Erst¬ 
ausbildung dauert drei Jahre. Als Grundausbildung (ein bis 
zwei Semester) erfolgt eine gründliche Anlernung in der 
Schlosserei, dann gabelt sich die Ausbildung in Elektro¬ 
technik, Gas-, Wasser- und sanitäre Anlagen, Mechanik, 
insbesondere Reparatur von Näh- und Schreibmaschinen. Die 
vorbildliche Einrichtung der Werkstätten wurde durch die 
englische ORT-Gesellschaft ermöglicht. Luftige Räume von 
insgesamt 1600 qm Flächeninhalt stehen für Werkarbeit 
und theoretischen Unterricht zur Verfügung; beste Lehr¬ 
kräfte hat man gewinnen können. Von den 40 Wochen¬ 
stunden (7 bis 16 Uhr an fünf Tagen) dienen 30 der Praxis, 
10 dem theoretischen Fachunterricht. Jeder Jugendliche muß 
a/usweisen, daß er sich sportlich betätigt und eine Fremd¬ 
sprache lernt. 62 Lehrlinge sind in Berlin beheimatet, für die 
39 Auswärtigen hat die Reichsvertretung der Juden in 
Deutschland ein Wohnheim eingerichtet. Die Lehranstalt 
wurde der jüdischen Oeffentlichkeit durch den Vorsitzenden 
der Gesellschaft ORT, Abteilung Deutschland, Herrn Wil- 
helm G r a e t z, bei einer Führung und Orientierung der 
jüdischen Presse am 26. Juli 1937 übergeben. Bei dieser 
Gelegenheit wurde mitgeteilt, daß für Oktober 1937 die 
Eröffnung einer Lehrwerkstätte für Herrenschneiderei ge¬ 
plant ist. Die Schulgebühren sollen 20 RM. monatlich be¬ 
sagen. Es werden 25 jüdische Jugendliche im Alter von 
14 bis 18 Jahren aufgenommen, die nachweislich auszuwan¬ 
dern beabsichtigen (Lehrdauer 3 Jahre). Aufnahmegesuche 
S1 ^^u 1S .f pä .t eSten ® 30 * Au g ust d -Js. an die Gesellschaft 
„ORT , Abteilung Deutschland E. V., Berlin NW 87, Siemens¬ 
straße 15, einzureichen. 

Die geplanten Ausbildungsstätten für Mädchen (Korsett- 
nahen und Putz) konnten mangels Anmeldungen nicht ein¬ 
gerichtet werden. 


Reichsausschuß der jüdischen Jugendverbände 

Neuer Vorsitzender und Geschäftsführer 

Dr. Friedrich Brodnitz hat Anfang Juli 1937, kurz vor 
seiner Auswanderung, sein Amt als Vorsitzender des 
Keichsausschusses der jüdischen Jugendverbände E. V. nieder¬ 
gelegt. Als Nachfolger von Ludwig T i e t z hat Friedrich 








Brodnitz seit November 1933 die Leitung des Reiclisaus- 
schusses der jüdischen Jugendverbände E. V. innegehabt und 
in dieser Zeit die Grundlagen für die Gemeinschafts¬ 
arbeit der jüdischen Jugend ausgebaut und vertieft. Der 
Führerrat des Reichsausschusses der jüdischen Jugendver¬ 
bände hat Friedrich Brodnitz für seine hingebungsvolle 
Tätigkeit den Dank der gesamten jüdischen Jugend in 
Deutschland zum Ausdruck gebracht. 

Der Führerrat hat als Nachfolger von Friedrich Brodnitz 
zu seinem Vorsitzenden Hans Friedenthal gewählt. In 
den Führerrat wurde auf Vorschlag der Jüdisch-Nationalen 
Jugend „Herzlia“ (Betar) Josef Fried aufgenommen. Die 
Geschäftsführung des Reichsausschusses der jüdichen Jugend¬ 
verbände wurde nach dem Ausscheiden von Bruno Som¬ 
merfeld durch den Führerrat Hardi Swarsensky über¬ 
tragen. 


Staatszionistische Organisation 

Vertretung vor den Versorgungsbehörden 

Der Reichs- und Preußische Arbeitsminister gibt in einem 
Erlaß vom 31. Mai 1937 — I c 3478/37 — (Reichsverord¬ 
nungsblatt 1937 Nr. 5 S. 27 v. 25. 6. 37) folgendes bekannt: 

„Auf Grund des § 48 Abs. 2 des Gesetzes über das Ver¬ 
fahren in Versorgungssachen in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 2. November 1934 (Reichsgesetzblatt I S. 1113) 
bestimme ich: 

Mitglieder der Staatszionistischen Organisation e. V. wer¬ 
den als Bevollmächtigte und Beistände jüdischer Antrag¬ 
steller bei den Versorgungsbehörden zugelassen, wenn sie 
von dieser Organisation mit der Uebernahme von Vertre¬ 
tungen jüdischer Antragsteller allgemein beauftragt sind. 

§ 48 Abs. 3 des Gesetzes über das Verfahren in Ver¬ 
sorgungssachen findet entsprechende Anwendung.“ 

Der Reichsbund jüdischer Frontsoldaten 
weist darauf hin („Der Schild“ Jg. 16 Nr. 24 — Informa¬ 
tionsblätter 1937 Nr. 4/5 S. 19), daß der Erlaß des Reichs¬ 
arbeitsministers vom 27. August 1934, der Mitglieder 
des Reichsbundes jüdischer Frontsoldaten 
als Bevollmächtigte und Beistände von An¬ 
tragstellern nichtarischer Abstammung an¬ 
erkennt, unverändert gilt. Die Betreuung und Ver¬ 
tretung der jüdischen Kriegsopfer durch den Reichsbund 
jüdischer Frontsoldaten wird in der bisherigen Weise fort¬ 
geführt. 


Synagogengemeindenverband der Provinz 
Oberschlesien 


Vorstandssitzung und Verbandstagung 


Unter Leitung von Justizrat Arthur Kochmann, Glei- 
witz, fand am 13. Juni 1937 in Gleiwitz, unter Teilnahme 
von fast sämtlichen Mitgliedsgemeinden, eine Tagung der 
oberschlesischen Synagogengemeinden statt. Die Reichsver¬ 
tretung hatte Professor Dr. Cora Berliner, der Preu¬ 
ßische Landesverband jüdischer Gemeinden Rabbiner Dr. 
Galliner und Max Birnbaum zu dieser Tagung 
entsandt. Es wurden Berichte erstattet über die Betreuung 
der Kleingemeinden, die Bezirksdarlehnkasse, Berufsausbil¬ 
dung und -Umschichtung sowie über den Aktionsausschuß, 
dessen Aufgaben jetzt beendet sind. Für die Durchführung 
der Ueberleitungsmaßnahmen innerhalb der Verbandsgemein¬ 
den, die sich mit dem Ablauf des Genfer Vertrags er¬ 
geben (S. 42), wird ein Arbeitsausschuß Sorge tragen. 


Freie Vereinigung für die Interessen 
des orthodoxen Judentums 


Eine Gottesdienstordnung für minjanlose Gemeinden 

Die Ritualienbeschaffungsstelle der Freien Vereinigung für 
die Interessen des orthodoxen Judentums in Frankfurt a. M. 
hat gemeinsam mit dem Verein für Wahrung der Interessen 
des gesetzestreuen Judentums in Baden die schon früher 
erschienene Broschüre „Kein Minjan“ neu herausgegeben. 
Da die kleinen Gemeinden häufiger denn je durch Ab¬ 
wanderung ihrer Gemeindemitglieder in die Lage kommen, 
einen Gottesdienst ohne Minjan (10 männliche Mitglieder 
über 13 Jahre) abhalten zu müssen, entspricht dieses Heft¬ 


chen einem wachsenden Bedürfnis. Preis 15 Pf. Bestellungen 
bei den obengenannten Organisationen Frankfurt a. M 
Schwanenstr. 4, und Mannheim, Akademiestr. 3. 


Weltvereinigung lür religiös-liberales Judentum 

Konferenz vom 2.-5. Juli 1937 


Die 4. Konferenz der Weltvereinigung für religiös-libe¬ 
rales Judentum fand vom 2.-5. Juli 1937 in Amsterdam 
statt. Referate über Idee und Auswirkung des religiös¬ 
liberalen Judentums erstatteten Rabbi Ferd. Issermann 
St. Louis, Rabbiner Dr. Manfred Swarsenski, Berlin, und 
Rabbi L.. Edgar, London; Berichte über die Entwicklung 
des religiösen Liberalismus in den einzelnen Ländern Rab¬ 
biner Dr. D i e n e m a n n, Offenbach (über Palästina), Rab¬ 
biner Ludwig Mehler, Amsterdam (über Holland). Aus 
den Festgottesdiensten werden die Ansprachen von Rabbi 
Mattuck, London, Rabbiner Mehler, Amsterdam, und Rab¬ 
biner Dr. Salzberger, Frankfurt a. M., hervorgehoben. Ueber 
die Geschichte der Amsterdamer Juden sprach Professor Dr. 
Elbogen, Berlin, über „Rembrandt, Amsterdam und die 
Juden“ Herr Spitz, Amsterdam. Am Schluß der Tagung 
wurden folgende Resolutionen angenommen: Eine entschiedene 
Erklärung gegen die Gottlosenbewegung, eine Neutralitäts¬ 
erklärung gegenüber dem Zionismus und die Einführung 
einer „Teruma“ (freiwilligen Steuer) zur ideellen und mate¬ 
riellen Förderung des religiösen Liberalismus in allen 
Ländern. 
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XX. Zionistenkongreß 

Tagung in Zürich 

Im Anschluß an den XX. Zionistenkongreß, der am 
3. August 1937 abends in Zürich im großen Saal der Ton¬ 
halle eröffnet wurde, findet eine Tagung des Coun¬ 
cil der Jewi sh Agency vom 18. bis 20. August statt. 

Die W i z o hat zur IX. Weltkonferenz für die Vorwoche 
vor dem Zionistenkongreß am 27. Juli geladen. 

Die 2. Jugend-Alijah - Konferenz findet vom 23. 
bis 26. August ebenfalls in Zürich statt. 

(Vgl. S. 52.) 
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Arbeitsrecht 

Arbeitsbuch 

Fortfall des besonderen Arbeitsbuches für Minderjährige 

Die Reichsregierung hat mit Gesetz vom 16. Juni 1937 
(RGBL 1 S. 649) die Vorschriften der Gewerbeordnung über 
die Arbeitsbücher für Minderjährige aufgehoben. 

Seitdem 1935 der allgemeine Arbeitsbuchzwang aus Grün¬ 
den der Regelung des Arbeitseinsatzes eingeführt wurde, 
hat das besondere Arbeitsbuch für Minderjährige gemäß 
den Vorschriften der Gewerbeordnung seine Bedeutung ver¬ 
loren. 


Arbeitslosenhilfe 

Neue Sätze in der Arbeitslosenunterstützung 

Die Höhe der Arbeitslosenunterstützung wird durch Ver¬ 
ordnung vom 3. Juni 1937 (RGBl. I S. 616) neu geregelt. 

Die Verordnung gliedert die Unterstützung nach 11 Lohn¬ 
gruppen und bringt so einen Grundgedanken der sozialen 
Versicherung wieder zur Geltung, die Unterstützungssätze 
nach dem bisherigen Arbeitsentgelt zu bemessen. Diese 
Maßnahmen kommen besonders den qualifizierten Arbeits¬ 
kräften unter den Arbeitslosen zugute. 

Die Zulage, die seit der Verordnung vom 19. Oktober 
1932 einem Teil der Unterstützungsempfänger gewährt wurde, 
ist jetzt in die Stammunterstützung eingebaut. 

Die neuen Unterstützungssätze für Arbeitslose sind am 
28. Juni 1937 in Kraft getreten. Für laufende Fälle ist eine 
Uebergangsfrist bis zum 25. September 1937 vorgesehen 
(vgl. „Jüdische Wohlfahrtspflege und Sozialpolitik“ Jg. 7 
Nr. 3 S. 98). 

Verordnung über den Personenkreis der Kurzarbeiterunter¬ 
stützung 

Der Präsident der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung hat am 30. Juni 1937 (RABl. I 
S. 163) eine Verordnung über den Personenkreis der 
Kurzarbeiterunterstützung erlassen. Danach erhält der Kurz¬ 
arbeiter bis Ende der Doppelwoche, in der er das 30. Lebens¬ 
jahr vollendet, Kurzarbeiterunterstützung nur, wenn er min¬ 
destens einen zuschlagsberechtigten Angehörigen hat. 

Die Verordnung ist am 12. Juli 1937 in Kraft getreten 
(vgl. InfBl. 1936 Nr. 10/11 S. 108). 

Familienzuschlag für Adoptiv- und Stiefkinder 

Durch Runderlaß des Präsidenten der Reichsanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 25. Juni 
1937 ist bestimmt, daß als Abkömmlinge im Sinne der neuen 
Verordnung über die Höhe der Arbeitslosenunterstützung 
vom 3. Juni 1937 auch Adoptiv- und Stiefkinder 
a n z u s e h e n s i n d, für die gemäß § 103 Absatz 2 AVAVG. 
ein Familienzuschlag zu bewilligen ist. 


Arbeitsvertrag 

Beschäftigung von Ausländern 

Ein Ausländer bedarf zu der Tätigkeit als Arbeiter oder 
Angestellter innerhalb des Deutschen Reiches zu der polizei¬ 
lichen Aufenthaltserlaubnis auch noch der Arbeitserlaubnis. 
Ferner muß der Betriebsführer, der einen Ausländer in 
seinem Betriebe beschäftigen will, hierzu eine besondere Ge¬ 
nehmigung haben. Diese Regelung bezieht sich auf alle aus¬ 
ländischen Arbeiter und Angestellten, deren jährlicher Ver¬ 
dienst die für die Angestelltenversicherungspflicht geltende 
Grenze von zur Zeit jährlich 7200 RM nicht übersteigt. 
Die Arbeitserlaubnis wird vom Landesarbeitsamt erteilt. 
Der entsprechende Antrag ist bei dem zuständigen Arbeits¬ 
amt zu stellen. 


Ein Ausländer, der im Besitz eines sogenannten Be¬ 
freiungsscheins ist, ist von der Pflicht zur Einholung 
der Arbeitserlaubnis befreit. Auch braucht der Betriebsführer, 
der den Inhaber eines solchen Befreiungsscheines beschäf¬ 
tigen will, eine Beschäftigungsgenehmigung nicht einzuholen. 
Bevor ein ausländischer Staatsangehöriger eine gültige Ar¬ 
beitskarte oder einen gültigen Befreiungsschein hat, darf er 
als Arbeiter oder Angestellter im Reichsgebiet nicht arbeiten, 
ebensowenig darf ihn ein Betriebsführer beschäftigen. 

Es liegt Veranlassung vor, diese wichtigen Vorschriften, 
die in einer Verordnung des Reichsarbeitsministeriums über 
ausländische Arbeiter und Angestellte vom 23. Januar 1933 
(RGBL I S. 26) niedergelegt sind, nochmals in Erinnerung 
zu bringen (vgl. InfBl. 1936 Nr. 1/2 S. 10, Nr. 7/9 S. 76, 1937 
Nr. 4/5 S. 21). 


Kündigungsschutz 

Schutz für jüdische Angestellte 

Das Landesarbeitsgericht Halle hat in einer Entscheidung 

6 Sa 118/36 

vom 9. Dezember 1936 — —^ -den bereits 

Lu. 14U/00 

wiederholt von den Gerichten aufgestellten Grundsatz be¬ 
stätigt, daß die Bestimmungen über den Kündigungsschutz 
auch gegenüber jüdischen Angestellten Anwendung finden 
müssen. 


Dem Kläger war ohne Berücksichtigung der Frist nach 
dem Kündigungsschutzgesetz gekündigt worden. Die be¬ 
klagte Firma behauptete nachträglich, einen Grund zur frist¬ 
losen Kündigung wegen der jüdischen Abstammung des 
Klägers gehabt zu haben. In den Gründen stellt das Gericht 
fest, daß Beschäftigung jüdischer Angestellter in Privat¬ 
betrieben außerhalb des von der nationalsozialistischen Ge¬ 
setzgebung erfaßten Rahmens liege und daher nicht be¬ 
schränkt sei. Nach der Rechtsprechung des Reichsarbeits¬ 
gerichts stelle die jüdische Abstammung eines 
Angestellten für sich allein noch keinen 
die fristlose Entlassung rechtfertigenden 
Grund dar (vgl. InfBl. 1937 Nr. 4/5 S. 22). 


Reichstreuhänder der Arbeit 

Beilegung von Streitigkeiten in Betrieben 

Der Reichs- und Preußische Arbeitsminister hat in einem 
Erlaß vom 19. 5. 1937 — III b 9554/37 (RABL 1937 I S. 137) 
zu den Aufgaben der Reichstreuhänder der Arbeit Stellung 
genommen. 

In dem Erlaß wird davon ausgegangen, daß sich ge¬ 
legentlich von Streitfällen innerhalb eines Betriebes Ge¬ 
folgschaftsmitglieder häufig, ohne den Versuch einer inner¬ 
betrieblichen Beilegung zu machen, an außerhalb des Be¬ 
triebes stehende Stellen zwecks Vermittlung gewandt hätten. 
Da das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit von 
der Betriebsgemeinschaft als der Grundlage des gesamten 
Arbeitslebens ausgehe, entspreche ein derartiges Verfahren 
nicht dem Grundgedanken der neuen deutschen Sozial¬ 
verfassung. 

Der Minister erklärt, daß zunächst innerhalb der Be¬ 
triebsgemeinschaft unter Enthaltung jeder Einmischung 
außerbetrieblicher Stellen versucht werden müsse, auftretende 
Streitigkeiten beizulegen. Hierzu seien besonders die Mitglie¬ 
der des Vertrauensrates berufen. Eine unmittelbare Anrufung 
von Stellen außerhalb der Betriebsgemeinschaft durch Ge¬ 
folgschaftsmitglieder verstoße gegen die Grundlage des neuen 
deutschen Arbeitsrechts. 

Schließlich ersucht der Minister die Reichstreuhänder 
der Arbeit, Unternehmer und Gefolgschaftsangehörige darüber 
zu unterrichten, daß bei Streitfällen von allgemeiner Bedeu- 
tung, die innerhalb der Betriebsgemeinschaft nicht beizu¬ 
legen sind, die Reichstreuhänder der Arbeit unmittelbar und 
möglichst rechtzeitig angerufen werden können, die sodann 
mit den gesetzlichen Mitteln den gestörten Arbeitsfrieden 
>viederherstellen werden. 
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W ohlf ahrtspflege 

Jüdische Wohlfahrtspflege 
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Allgemeine Staatsverwaltung einschließlich Gesundheitswesen 


Gesetz über Maßnahmen im ehemaligen ober¬ 
schlesischen Abstimmungsgebiet 

Ausdehnung der Rassengesetzgebung auf Oberschlesien 

Mit Ablauf der Minderheitenschutzbestimmungen des Gen¬ 
fer Abkommens treten am 15. Juli 1937 die Reichsgesetze, 
die das Reichsbürgerrecht und den Blutschutz betreffen (ins¬ 
besondere auch Vorschriften für Hausangestellte) auch in 
dem ehemaligen oberschlesischen Abstimmungsgebiet in Kraft. 

In dem Gesetz über Maßnahmen im ehemaligen ober¬ 
schlesischen Abstimmungsgebiet vom 30. Juni 1937 (RGBl. 1 
S. 717) sind eine Reihe von Bestimmungen enthalten, die 
durch die Aenderung des Rechtszustanaes zur Ueberlei- 
tung erforderlich geworden sind: 

Jüdische Beamte treten mit Ablauf des 31. August 
1937 in den Ruhestand (§ 2,1). 

Beamte, die jüdische Mischlinge sind — (mit Ausnahme der 
seit 1. August 1914 als Beamten tätigen und der Frontkämpfer) 
— sind bis zum 31. Dezember 1937 in den Ruhestand zu 
versetzen (§ 2,2). 

Beamten, bei denen ein Anspruch auf Ruhegehalt nicht 
besteht, kann ein jederzeit widerruflicher Unterhaltszu¬ 
schuß gewährt werden (§ 4,1). 

Bei Notaren tritt an die Stelle der Versetzung in den 
Ruhestand die Enthebung von dem Amte. Bedürftigen Front¬ 
kämpfernotaren kann bei Würdigkeit ein Unterhaltszuschuß 
gewährt werden (§ 6). 

Die Zulassung eines Rechtsanwalts, der Jude oder 
jüdischer Mischling ist, kann bis zum 31. Dezember 1937 
zurückgenommen werden. Bis zum gleichen Zeitpunkt kann 
die Eintragung eines jüdischen Patentanwalts gelöscht 
werden (§ 10). 

Soweit Juden auf Grund des Gesetzes zur Verhütung von 
Mißbräuchen auf dem Gebiete der Rechtsberatung vom 
13. Dezember 193o die Erlaubnis zur Besorgung 
fremder Rechtsangelegenheiten erteilt ist, ist 
die Erlaubnis zu widerrufen; dabei kann eine Frist zur 
Abwicklung der Tätigkeit gewährt werden. Die Vorschrift 
gilt für Prozeßagenten entsprechend (§ 11). 

Bestallungen oder Approbationen von jüdischen Aer z ■ 
ten, Zahnärzten, Tierärzten und Apothekern, 
die nach dem 30. Januar 1933 erteilt worden sind, er¬ 
löschen am 30. September 1937, wenn sie nicht bis zu 
diesem Zeitpunkt von den Behörden, die sie erteilt haben, 
bestätigt werden (§ 12). 

Jüdische leitende Aerzte an öffentlichen Krankenanstalten 
sowie freien und gemeinnützigen Krankenanstalten und jü¬ 
dische Vertrauensärzte scheiden mit dem 30. September 
1937 aus ihrer Stellung aus. Bestehende Verträge erlöschen 
mit demselben Zeitpunkt. Jüdische Krankenhäuser werden 
von dieser Regelung nicht betroffen. In Zweifelsfällen ent¬ 
scheidet der Reichsminister des Innern nach Anhörung der 
Reichsärztekammer (§ 13). 

Kassenärzten, Kassenzahnärzten und Kassendentisten ist die 
Zulassung zur Kassenpraxis zu entziehen, wenn sie Juden 
oder jüdische Mischlinge sind oder wenn ihre Ehegatten 
Juden oder jüdische Mischlinge sind und die Ehe erst nach 
dem 1. Juli 1933 geschlossen wurde. Dies gilt nicht, wenn 

1. sie bereits seit dem 1. August 1914 niedergelassen 
waren, 


2. sie im Weltkrieg an der Front für das Deutsche Reich 
oder für seine Verbündete gekämpft haben oder während 
eines nicht unerheblichen Zeitraumes an der Front oder 
in einem Seuchenlazarett als Aerzte tätig gewesen sind, 
oder, 

3. ihre Väter, Söhne oder Ehemänner im Weltkrieg ge¬ 
fallen sind. 

Bei jüdischen Mischlingen kann der Reichsführer der Kassen¬ 
ärztlichen Vereinigung Deutschlands für die Zulassungs¬ 
instanzen verbindlich eine Ausnahme zulassen. Das Ver¬ 
fahren auf Entziehung der Zulassung ist nur auf Antrag 
des Reichsführers der Kassenärztlichen Vereinigung Deutsch¬ 
lands einzuleiten. Der Antrag muß spätestens bis zum 
31. Dezember 1937 gestellt sein (§ 14). 

Bei Personen, die von den Bestimmungen des Gesetzes 
oder den auf Grund dieser Bestimmungen erfolgten Maß¬ 
nahmen getroffen werden, finden auf die Kündigung 
v o n Mietsverhältnissen über Räume, die sie für 
sich oder ihre Familie gemietet haben, die Vorschriften des 
Gesetzes über das Kündigungsrecht der durch das Berufs¬ 
beamtengesetz betroffenen Personen vom 7. April 1933 
(RGBl. I, S. 187) entsprechende Anwendung. Dies gilt nicht 
für Personen, die einen Anspruch auf Ruhegehalt haben. 
Das Mietverhältnis kann unter Einhaltung der gesetzlichen 
Frist gekündigt werden (§ 15). 

Das Ziel des Gesetzes ist, die Reichsgesetzgebung in 
vollem Umfange auf das ehemalige oberschlesische Abstim¬ 
mungsgebiet auszudehnen. Auch die Bestimmungen über den 
Widerruf von Einbürgerungen aus der Zeit zwischen dem 
9. November 1918 und dem 30. Januar 1933 treten nun¬ 
mehr in Oberschlesien in Kraft. Jede Sonderregelung, die 
bisher nach dem deutsch-polnischen Abkommen über Ober¬ 
schlesien vom 15. Juli 1922 bestand, hat damit ihr Ende 
gefunden. 
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„Zum Ablauf des Genfer Abkommens“, R.-A. Weiß- 
mann in „Jüdisches Gemeindeblatt für Oberschlesien“ Jg. 2 
Nr. 13 (8. Juli 1937). 

„Frontkämpferbestimmungen für Oberschlesien“ in „Der 
Schild“ Jg. 16 Nr. 28 (9. Juli 1937). 
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Aerzte 

Behandlung von Kassenmitgliedern durch Nichtkassenärzte 

Die Reichsärztekammer hat am 2. April 1937 die fol¬ 
gende Anordnung getroffen: 

„Wird ein Nichtkassenarzt in einem dringenden 
Falle von einem Mitglied einer Krankenkasse oder dessen 
anspruchsberechtigten Familienangehörigen in Anspruch ge¬ 
nommen, so darf der Nichtkassenarzt keine Barzahlung ver¬ 
langen, wenn der Kranke sich durch einen gültigen Kran¬ 
kenschein ausweist. Die Bezahlung erfolgt in diesem Falle 
durch die für den Wohnsitz des Arztes zuständige Abrech¬ 
nungsstelle der KVD., welcher der Nichtkassenarzt seine 
spezifizierte Rechnung mit dem Krankenschein einreicht. Ge- 
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mäß Anordnung dea Reichsärzteführers vom 8. Februar 1934 
erhält der Nichtkassenarzt für seine Leistungen 80 v. H. der 
Mindestsätze der Preußischen Gebührenordnung. Die Ab¬ 
rechnungsstelle der KVD. ist berechtigt, die Rechnung des 
Arztes auf wirtschaftliche Behandlungsweise zu überprüfen. 

Kann sich der Kranke — wie das sehr häufig der Fall 
sein wird — nicht als krankenversichert ausweisen, so soll 
der Nichtkassenarzt Bezahlung nur dann verlangen, wenn 
ihm die Anspruchsberechtigung nicht ausreichend glaubhaft 
gemacht wird. Hat der Nichtkassenarzt Barzahlung erhal¬ 
ten, so hat er den Betrag dem Patienten zurückzuerstatten, 
wenn dieser innerhalb einer angemessenen Frist — etwa 
8 bis 14 Tage — einen gültigen Krankenschein nachreicht. 
Die Bezahlung des Nichtkassenarztes erfolgt dann durch die 
Abrechnungsstelle der KVD., der er den Krankenschein mit 
seiner Rechnung einzureichen hat.“ 

Das Fürsorgewesen der Reichsärztekammer 

Das Fürsorgewesen der Reichsärztekammer ist in einer 
Anordnung vom 20. Februar 1937 geregelt worden. Nach der 
Anordnung greift die Reichsärztekammer im Wege der 
Fürsorge zur Linderung der Not von Aerzten, deren Frauen 
und Kindern nur dann ein, wenn keine ärztlichen Versor¬ 
gungseinrichtungen bestehen, und wenn Verwandte und Ver¬ 
schwägerte zur Hilfe nicht in der Lage sind. Anspruch auf 
Gewährung der Unterstützung besteht nicht. Sie unterliegt 
ebenso wie die Höhe und Dauer der Unterstützung dem Er¬ 
messen der Reichsärztekammer. Die Unterstützung wird nur 
an Aerzte und deren Angehörige gewährt, die ihren Wohn¬ 
sitz oder Aufenthaltsort im Deutschen Reich haben. Un¬ 
terstützungen werden an denjenigen nicht gezahlt, der durch 
grobes Verschulden sich selbst in Not gebracht hat. 

Unterstützungen werden nur bewilligt, wenn die Gesamt¬ 
einkünfte ein bestimmtes Existenzminimum nicht erreichen, 


dabei gelten folgende monatlichen Bezüge 

als Existenz- 

minimum: 


a) bei einem alleinstehenden Arzt 

100 RM. 

b) bei einem verheirateten Arzt 

120 „ 

c) bei einer Arztwitwe 

80 „ 

d) bei einer Vollwaise je nach den Um¬ 


ständen 

30—75 „ 

e) bei unversorgten Kindern je Kind 

20 „ 


Grundsätzlich soll die Unterstützung als zinsloses Dar¬ 
lehen gegeben werden, das zurückgefordert wird, wenn es 
ohne Härte möglich ist. Die Erhaltung vorhandenen Ver¬ 
mögens zugunsten von Erben ist nicht Aufgabe der Reichs¬ 
ärztekammer. 

Unterstützungsgesuche sind an die Kammer zu richten, 
der der Arzt angehört; bei Aerzten, die keine Praxis mehr 
ausüben, sowie bei Hinterbliebenen von Aerzten an die 
Aerztekammer, in deren Bereich der Arzt zuletzt Praxis 
ausgeübt hat. 
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Zeitung“ Jg. 16 Nr. 30 (29. Juli 1937). 

Wehrpflicht 

Auslandsreisen 

Auf wiederholte Anfrage wird nochmals auf die Verord¬ 
nung des Reichskriegsministers und Oberbefehlshabers der 
Wehrmacht vom 3. Mai 1937 (vgl. „Schild“, Jg. 16 Nr. 20 
S. 2) verwiesen. Danach bedürfen jüdische Wehrpflichtige 
der nicht gemusterten Jahrgänge (1912 und älter, in Ost¬ 
preußen 1909 und älter) keiner besonderen Bescheinigung 
des Wehrpflichtkommandos. Da diese Wehrpflichtigen keinen 
Wehrpaß erhalten, kann ihnen von der Paßbehörde ohne 
weiteres der Reisepaß mit Gültigkeit für das Ausland aus¬ 
gehändigt werden. Es empfiehlt sich aber, daß diese Per¬ 
sonen sich an den Grenzstellen als Juden ausweisen (Ge¬ 
burtsschein oder Steuerbescheid der Jüdischen Gemeinde), 
damit den Grenzbeamten die jüdische Abstammung nach¬ 
gewiesen werden kann. 


Beamtenrecht 

Verordnung zur Durchführung des Deutschen Beamten¬ 
gesetzes 

Das Deutsche Beamtengesetz (DBG.) vom 26. Januar 1937 
ist am 1. Juli 1937 in Kraft getreten. Auf Grund des § 183 


dieses Gesetzes ist eine Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes vom 29. Juni 1937 erschienen (RGBl. I S. 669 ff.). 
In dieser Verordnung ist in Erläuterung zu § 184 des Ge¬ 
setzes unter Ziffer 4 ausdrücklich bestimmt, daß sich die 
Rechtsverhältnisse von früheren Beamten, insbesondere Ruhe¬ 
standsbeamten im allgemeinen hinsichtlich der Grundlage und 
der Höhe ihrer Versorgungsbezüge nach dem bisherigen 
Recht richten. Daraus folgt, daß Beamte im Ruhestand durch 
den auf Grund der Nürnberger Gesetze nicht möglichen 
Erwerb des Reichsbürgerrechts in ihren aüf dem früheren 
Recht ruhenden Bezügen nicht berührt werden. 

Außerordentlicher Ruhegehaltsanspruch von Frontkämpfern 

Der § 4 Absatz 2 der Verordnung zum Reichsbürgergesetz 
vom 14. November 1935 sichert den jüdischen Beamten und 
Frontkämpfern einen außerordentlichen Ruhegehaltsanspruch 
zu. Diese Bestimmung ist, wie das Reichsarbeitsgericht mit 
Urteil vom 6. Februar 1937 — 187/36 — (RAG. 18, 128) 
entschieden hat, bei städtischen Angestellten im Gegen¬ 
satz zu den Beamten nicht anwendbar. 

Es dürfte in diesem Zusammenhang interessieren, daß im 
Gegensatz zu dieser Entscheidung das neuerlassene Gesetz 
über Maßnahmen im ehemaligen oberschlesischen Abstimmungs¬ 
gebiet vom 30. Juni 1937 (RGBl. I S. 717) im § 5 den An¬ 
spruch ehemaliger jüdischer Frontkämpfer 
auf volles Ruhegehalt ausdrücklich nicht nur 
für Beamte, sondern auch für Angestellte und 
Arbeiter des öffentlichen Dienstes, soweit sie Anspruch 
auf Ruhebezüge haben, ausdehnt. Auf derartige Angestellte 
und Arbeiter finden die Bestimmungen des Gesetzes für 
Beamte mit Ruhegehaltsansprüchen sinngemäße Anwendung. 


Kriegsopfer-recht 

Versorgungsbezüge neben Arbeitseinkommen 

Nach den bisherigen Vorschriften der dritten Notverord¬ 
nung vom 6. Oktober 1931 ruhten in gewissem Umfange 
die Versorgungsbezüge, wenn ein Rentenempfänger neben 
seiner Rente ein Arbeitseinkommen von mehr als 6000 RM 
(sogen. Anrechnungseinkommen) jährlich bezog. In § 184 
Absatz 2 des neuen Deutschen Beamtengesetzes vom 26. Ja¬ 
nuar 1937 (RGBl. I S. 39) wird nun bestimmt, daß mit 
Wirkung vom 1. Juli 1937 diese Vorschriften aufgehoben 
werden. Daraus ergibt sich, daß von diesem Tage ab, d. h. 
also zum erstenmal für die Versorgungsbezüge ab Juli 1937, 
die Kriegsrenten wieder ohne Rücksicht auf die Höhe des 
Arbeitseinkommens voll ausgezahlt werden. 

Dieses Arbeitseinkommen, welches nunmehr die Zahlung 
der Versorgungsrente nicht mehr beeinflußt, ist aber nicht 
zu verwechseln mit einem Einkommen bei Verwendung 
im öffentlichen Dienst. Wenn ein Versorgungsberechtigter 
neben seinen Versorgungsgebührnissen ein solches Einkom¬ 
men aus einer Beschäftigung im öffentlichen Dienst, zu dem 
auch z. B. die öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften 
gehören, bezieht, so bleiben die hierfür bestehenden Ruhen¬ 
vorschriften aufrechterhalten. Zu einem solchen Einkommen 
aus öffentlichen Diensten zählen auch Ruhegehälter und 
Hinterbliebenenbezüge der früheren jüdischen Beamten. 


Gesetz zum Schutz des deutschen Blutes und 
der deutschen Ehre 

Rassenschande geschiedener Eheleute 

Nach einer Entscheidung des Reichsgerichts vom 22. April 
1937 — 2 D 164/37 — (Jur. W. S. 1781) liegt auch Rassen¬ 
schande vor, wenn der frühere, mit einer deutschblütigen 
Frau verehelichte Jude nach der Scheidung die geschlecht¬ 
lichen Beziehungen zu ihr wieder aufnimmt. Das Gericht 
erblickt darin einen Angriff auf die Rassenehre des deut¬ 
schen Volkes, der unabhängig von den früheren ehelichen 
Beziehungen der Beteiligten im öffentlichen Interesse zu 
bestrafen ist. 


Beabsichtigte Heirat kein Milderungsgrund 
Nach einer Entscheidung des Reichsgerichts vom 31. Ma 
1937 wird es als widersinnig gekennzeichnet, eine Willens 
richtung des Täters auf Heirat der deutschblütigen Frai 
bei Anwendung des Blutschutzgesetzes als Strafmilderungs 
grund zu verwerten. (Vgl. Urteil des Reichsgerichts von 

i^ a c 19 . 3 J 0 ~ 5 D 243 37 ~ abgedruckt in der Deutscher 
Justiz S. 1039.) 
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Wirtschaftspolitik 

Gewerberecht 


Wandergewerbeschein 

Das Preußische Oberverwaltungsgericht hat in einer Ent¬ 
scheidung vom 3. Juni 1937 erneut festgestellt, daß die 
Zugehörigkeit zum Judentum allein nicht gegen die Zuver¬ 
lässigkeit des Gewerbetreibenden spricht (vgl. InfBl. 1937 
Nr. 4/5 S. 26). 

der Senat bereits mehrfach entschieden und aus¬ 
führlich dargelegt hat“, heißt es in dem Urteil, „müssen 
1 ntsachen der Unzuverlässigkeit in der Person des den 
Wandergewerbeschein Nachsuchenden selbst begründet sein, 
und es ist nicht angängig, ihm ohne weiteres abträgliche 
Eigenschaften zu unterstellen, die man im allgemeinen einer 
bestimmten Gemeinschaft, der er angehört, nachzusagen 

oo 7 /fß\ Wrteil des Preuß. Oberverwaltungsgerichts III C. 
297/36). 
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„Die Buchführung des Gewerbetreibenden“^ N. Jastrow 
in „Der jüdische Handwerker“ Jg. 29 Nr. 6 (Juni 1937). 


Marktregelung 

Anordnung über die Errichtung und Erweiterung von Ver¬ 
sandgeschäften 

Durch Anordnung des Reichswirtschaftsministers vom 
20. Mai 1937 (RAnz. Nr. 115) ist die Errichtung und Er¬ 
weiterung von V ersandgeschäften bestimmter Bran¬ 
chen von einer Genehmigung des Ministers abhängig gemacht 
worden. Nach der Anordnung ist nur mit Genehmigung 
gestattet • 

1. Neue Unternehmungen zu errichten, die den Verkauf 
der im folgenden genannten Waren an den letzten Ver¬ 
braucher überwiegend im Wege des Versandes betreiben 
(Versandgeschäfte): Tabakwaren, Kaffee, Tee, Kakao, Arznei¬ 
mittel (Heil- und Vorbeugungsmittel) und Heilgeräte, Textil¬ 
waren, Schuhe, Lederwaren, Möbel, Elektrogeräte, Glas- und 
rorzellanwaren, Spielwaren, Musikinstrumente und Zubehör 
Rasierapparate und Rasierklingen, Bestecke, Uhren, Schmuck- 
waren, Fahrräder, Nähmaschinen, Werkzeuge, Photoapparatc 
und Zubehör, Seifen, Wasch- und Putzmittel, Parfümerien, 

2. In bestehenden Unternehmungen den Vertrieb von 
Waren der in Ziffer 1 genannten Art im Wege des Ver- 
sandes neu aufzunehmen, 

3. Die Yerpackungs- und Versandräume bestehender Unter¬ 
nehmungen der in Ziffer 1 und 2 genannten Art zu er¬ 
weitern oder die in diesen Räumen bisher ausgeübte Tätig¬ 
keit in andere Räume zu verlegen oder sonst neue Ver- 
packungs- und Versandräume einzurichten. 

Nach dem zu der Anordnung ergangenen Erlaß des 
Reichs- und Preußischen Wirtschaftsministers vom 3. Juni 
1937 IV 25 074/37 — werden bei der Entscheidung über 
die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung weitgehend die 
Grundgedanken des Einzelhandelschutzgesetzes — persönliche 


Stcuerrecht 

Jüdische milde Stiftungen 

Verlust der Gebührenfreiheit 

I n einem Runderlaß des Preußischen Finanzministers und 
des Reichsjustizministers vom 11. Juni 1937 — S. 5101/1 Bin 
1. 4. - 5603 VI d 287/37 - (RMBliV. S. 1050) heißt es wie 
folgt: 

»Der § 18 des Steueranpassungsges. 1 ) ist durch § 29 Ziff. 4 
des Einführungsges. zu den Realsteuerges. v. 1. 12. 1936 
(RGBl. 1 S. 961) neu gefaßt worden. Danach sind mildtätig 
solche Zwecke, die ausschließlich und unmittelbar darauf 
gerichtet sind, bedürftige deutsche Volksgenossen zu unter¬ 
stützen. Diese Bestimmung ist am 3. 12. 1936 in Kraft ge¬ 
treten. Mit diesem Zeitpunkt haben die anerkannten jüdischen 
milden Stiftungen ihre Eigenschaft als solche und damit 


Zuverlässigkeit, Sachkunde, Berücksichtigung besonders star- 
fAA- Uf b f s ? I t f. u "g u in gewissen Branchen - maßgebend sein. 
(MinBl. f. Wirtschaft Jg. 37 Nr. 13 S. 147.) 


Organisation der Wirtschaft 

Bestellung von Sachverständigen 


- " " , uuu naiiueisKammern naben unter 

dem 22 April 1937 Vorschriften für die öffentliche Bestellung 
und Vereidigung von Sachverständigen erlassen. 8 2 der 
Vorschriften stellt fest, daß Juden (im Sinne des 8 5 
der Ersten Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 14 No¬ 
vember 1935) von der Zulassung ausgeschlossen 
sind. 


Preisüberwachung 


Verbot von Preiserhöhungen 

1 der Preis-Stop-Verordnung vom 26. November 
laoo i b. 9o5) sind Preiserhöhungen für Güter und 

Leistungen jeder Art, insbesondere für alle Bedürfnisse des 
täglichen Lebens, rückwirkend vom 18. Oktober 1936 ab 
verboten. 


Es handelt sich dabei nicht nur um Preisbildung von 
Waren, sondern auch um Leistungen und Entgelte. 

In einem richtungweisenden Aufsatz in der Juristischen 
W ochenschrift 1937 S. 1593 ff. weist der Abteilungsleiter 
beim Reichskommissar für die Preisbildung besonders darauf 
hin, daß Versicherungsprämien, Beiträge zu Vereinen, Kur¬ 
taxen usw. auch der Preis-Stop-Verordnung unterliegen. 

Die Zahlungen für Insassen von Anstalten, Ausbildungs¬ 
lagern Fürsorgeheimen müssen daher auch als Leistungen 
betrachtet werden, die der Preis-Stop-Verordnung unter¬ 
liegen und vom Reichskommissar für die Preisbildung über¬ 
wacht werden. 


ferner ist jede Kündigung von Miet räumen durch 
den Vermieter nichtig, wenn sie in der Absicht erfolgt, eine 
Erhöhung der Mieteinnahmen zu erreichen, auch wenn dieser 
Zweck durch Vermietung an einen anderen Mieter unter 
Aenderung der Benutzungsart erreicht werden soll (Urteil 
des Landgerichts Berlin vom 2. Juni 1937 — 282 S. 2215/37). 

Zur Frage der Kündigung von Mieträumen hinsichtlich 
der rückwirkenden Kraft des Preissteigerungsverbotes hat 
der Reichskommissar für die Preisbildung in einem Erlaß an 
die Preisüberwachungsstelle vom 13. Mai 1937 (RfPr. IV/5 
vom 13. 5. 1937) grundsätzlich Stellung genommen. Aus diesem 
Erlaß geht hervor, daß dem Mietsteigerungsverbot keine rück¬ 
wirkende Kraft beizumessen ist. Die in der Zeit zwischen 
dem 18. Oktober 1936 und dem 30. November 1936 zwischen 
Mieter und Vermieter vereinbarten Preiserhöhungen blei¬ 
ben danach von dem Mietsteigerungsverbot völlig unberührt. 
Maßgebend ist der Zeitpunkt des Abschlusses des Vertrages, 
nicht der Zeitpunkt seines Inkrafttretens (InfBl. 1937 Nr. 1/2 
S. 8). 


ihre persönliche Gebührenfreiheit nach § 3 der Verwaltungs¬ 
gebührenordnung 2 ) verloren. Das gleiche gilt für die Be¬ 
freiung von den Gerichtsgebühren, die jüdischen milden 
Stiftungen auf Grund des Preuß. Gerichtskostenges. 3 ) bis¬ 
her zugestanden hat.“ 

Durch diesen Erlaß ist nunmehr klargestellt, daß die 
jüdischen milden Stiftungen mit dem jetzt 
festgesetzten Stichtag vom 3. Dezember 1936 
ihre Bevorzugung hinsichtlich Gebühren¬ 
freiheit verloren haben. Eine Rückwirkung der neuen 
Bestimmungen über den genannten Stichtag hinaus findet 
nicht statt. 
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*) Vgl. RGBl. 1934 I S. 925, 


2 ) Vgl. GS. 1934 S. 261, 1935 S. 83. 

3 ) Vgl, GS, 1932 S. 363, 1935 S. 188. 















Wehrsteuer 

Durch das „Gesetz über eine Steuer der Personen, die nicht 
zur Erfüllung der zweijährigen aktiven Dienstpflicht einberufen 
werden“ vom 20. Juli 1937 (RGBl. I S. 821) ist für die¬ 
jenigen deutschen Staatsangehörigen, die nicht zur Erfüllung 
der zweijährigen aktiven Dienstpflicht einberufen werden, 
eine Wehrsteuer eingeführt worden. 

Durch dieses Gesetz soll ein Ausgleich geschaffen wer¬ 
den für die zum aktiven Wehrdienst einberufenen Perso¬ 
nen, die ihre Berufsausbildung unterbrechen oder ihre Stel¬ 
lungen im bürgerlichen Beruf aufgeben müssen, während die¬ 
jenigen, die nicht aktiv dienen, ihre Berufsausbildung ohne 
Unterbrechung vollenden, bzw. früher sich im bürgerlichen 
Erwerbsleben betätigen können. 

Nach § 15 des Wehrgesetzes vom 21. Mai 1935 (RGBl. I 
S. 609) können Juden zwar nicht aktiven Wehrdienst leisten; 
in der Ersten Verordnung zur Durchführung des Wehrsteuer¬ 
gesetzes vom 20 Juli 1937 (RGBl. I S. 822) wird aber gesagt, 
daß auch die Ueberweisung zur Ersatzreserve II für Dienst¬ 
pflichtige, die wegen ihrer Abstammung nicht zum aktiven 
Wehrdienst herangezogen werden, d. h. also Juden, als end¬ 
gültige Entscheidung über die Nichteinberufung zum aktiven 
Wehrdienst gilt; dies ist aber die gesetzliche Voraussetzung 
für die Wehrsteuerpflicht. 

Das Wehrsteuergesetz tritt am 1. September 1937 in Kraft, 
und zwar zunächst für die Jahrgänge 1914, 1915 und 1916, 
sobald sie — als Juden — der Ersatzreserve II überwiesen 
sind. Von diesem Zeitpunkt ab haben also diejenigen 
Juden, die deutsche Staatsangehörige, nach dem 31. Dezem¬ 
ber 1913 geboren sind und ihren gewöhnlichen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Inlande haben, Wehrsteuer 
zu entrichten. Die Wehrsteuerpflicht endet am Schluß 
des Kalenderjahres, in dem der Wehrsteuerpflichtige das 
45. Lebensjahr vollendet hat. 

Männer, die vor dem 1. Januar 1914 geboren sind, sind 
nicht wehrsteuerpflichtig. 

Die Wehrsteuer wird nicht erhoben, wenn das Einkommen 
des Steuerpflichtigen im Kalenderjahr, für das die Wehr¬ 
steuer erhoben wird, nicht mehr als 224 RM. jährlich 
beträgt. 

Die Wehrsteuer wird beim Arbeitslohn durch Steuerabzug 
erhoben, im übrigen veranlagt. Sie beträgt in den ersten zwei 
Jahren nach Beginn der Wehrsteuerpflicht 50 v. H. der Ein¬ 
kommensteuer, in den folgenden Jahren 6 v. H. der Einkom¬ 
mensteuer. Sie beträgt aber mindestens: 

1. soweit die Wehrsteuer durch Abzug vom Arbeitslohn 
erhoben wird, in den ersten zwei Kalenderjahren nach 
Beginn der Wehrsteuerpflicht 4 v. H. des Arbeitslohns, in 
den folgenden Kalenderjahren 5 vom Tausend des Ar¬ 
beitslohns ; 

2. soweit die Wehrsteuer veranlagt wird, in den ersten 
zwei Kalenderjahren nach Beginn der Wehrsteuerpflicht 

5 v. H. des Einkommens, in den folgenden Kalenderjahren 

6 vom Tausend des Einkommens. 

Der Abzug vom Arbeitslohn ist erstmalig für solche Lohn¬ 
zahlungszeiträume vorzunehmen, die nach dem 31. August 
1937 enden. 

Bei der Veranlagung der Wehrsteuer für das Kalender¬ 
jahr 1937 werden nur 4 /i 2 der Jahreswehrsteuerschuld fest¬ 
gesetzt. 

Die Arbeitgeber sind verpflichtet, in der Zeit zwischen 
dem 1. September und dem 31. Dezember 1937 bei allen 
männlichen Arbeitnehmern deutscher Staatsangehörigkeit, die 
in den Jahren 1914, 1915 und 1916 geboren sind und ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, 
den Wehrsteuerabzug vorzunehmen, ohne daß es einer ent¬ 
sprechenden Eintragung auf der Steuerkarte bedarf. 

Die Eltern haften für die von ihren Söhnen geschuldete 
Wehrsteuer, solange die Söhne minderjährig sind, oder, falls 
sie volljährig sind, von ihnen ganz oder vorwiegend unter¬ 
halten werden. 


Reichsfluchtsteuer 

Steuerbefreiung bei Förderung der deutschen Wirtschaft 
im Auslande 

Nach einem Urteil des Reichsfinanzhofs vom 10. Juli 1937 
A. 99/37 ’— (RStBL S. 799) ist eine Auswanderung nur 


dann aus Gründen erfolgt, die volkswirtschaftlich gerecht¬ 
fertigt sind, wenn die Tätigkeit im Ausland, durch die der 
Steuerpflichtige die deutsche Wirtschaft fördern will, im 
wesentlichen die Triebfeder für die Auswanderung war 
und zur Förderung der deutschen Belange geeignet ist. 

Eine Befreiung von der Reichsfluchtsteuer aus den an¬ 
gegebenen Gründen kann somit nur erfolgen, wenn die 
Tätigkeit im Ausland wesentlich erfolgt, um die deutsche 
Wirtschaft zu fördern. Eine solche Tätigkeit kann nur ein 
Steuerpflichtiger entwickeln, der, wie der Reichsfinanzhof 
sagt, hierzu nach seiner Vorbildung, seinem Werdegang, 
seiner geschäftlichen Erfahrung, seinen Beziehungen zu den 
maßgebenden ausländischen Stellen usw. in der Lage ist. 

Gemeinschaftliches Bankkonto von Eheleuten 

Ein gemeinschaftliches Bankkonto von Eheleuten gibt 
keinen Aufschluß über die Eigentumsverhältnisse, insbeson¬ 
dere nicht darüber, ob Miteigentum vorliegt. Die Banken 
stellen nicht die Eigentumsverhältnisse fest, sondern nur die 
Verfügungsmöglichkeiten. Demgemäß sind bei der Fest¬ 
setzung der Fluchtsteuer bei Ehegatten, unabhängig von 
der Frage des gemeinsamen Bankkontos, die Eigentums¬ 
verhältnisse der Eh egatten im einzelnen zu 
prüfen. Diese Prüfung kann für die Höhe der Flucht¬ 
steuer bei der nicht gemeinschaftlich erfolgten Auswande¬ 
rung der Ehegatten von besonderer Bedeutung sein. (Vgl. 
Entscheidung des Reichsfinanzhofs vom 18. März 1937 — 
IIIA 163/36 RStBL S. 691.) 

Steuerbefreiung für erst nach dem 31. Dezember 1927 in 
Deutschland Eingewanderte 

Der Reichsfinanzhof hat in einer Entscheidung vom 9. April 
1937 daran festgehalten, daß der Steuerpflichtige von der 
Reichsfluchtsteuer befreit ist, wenn er erst nach dem 
31. Dezember 1927 seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland genommen hat. Diese Befreiung wird 
auch nicht dadurch berührt, daß der Steuerpflichtige bereits 
vorher seinen Wohnsitz in Deutschland gehabt hat. 

Der Reichsfinanzhof hat durch Entscheidung vom 9. April 
1937 — III A 72/37 - (RStBL S. 602) einen Steuer¬ 
pflichtigen, der bis 1925 seinen Wohnsitz im Inlande hatte, 
dann 1925 den Wohnsitz ins Ausland verlegte, 1928 nach 
Deutschland zurückkehrte und im Jahre 1934 abermals aus- 
wanderte, von der Reichsfluchtsteuer aus dem genannten 
Grunde freigestellt. 


Grundsteuer 

Durchführungsverordnung 

Im Reichsgesetzblatt I 1937 S. 733 wird eine „Verordnung 
zur Durchführung des Grundsteuergesetzes für den ersten 
Hauptveranlagungstermin“ veröffentlicht. 

Diese Verordnung ist für öffentlich-rechtliche Religions¬ 
gesellschaften, Unterrichtsanstalten, Krankenanstalten u. a. 
von besonderer Bedeutung. 

Da das Grundsteuergesetz erst am 1. April 1938 in Kraft 
tritt, wird zunächst nur auf die Verordnung hingewiesen. 


W anderge werb est euer 

Neue Bestimmungen bei Zuwiderhandlungen 

Durch Runderlaß vom 16. Juni 1937 (RMBliV. S. 1032) 
werden zusammenfassend neue Bestimmungen für das Ver¬ 
fahren bei Zuwiderhandlungen gegen das Preuß. Wander¬ 
gewerbesteuergesetz bekanntgegeben. 
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Devisenbewirtschaftung 

Auswanderung 

Aufrechterhaltung der Sozialversicherung 

Die Entrichtung freiwilliger Beiträge zur Invaliden-, zur 
Angestellten- und zur Knappschafts-Versicherung muß beim 
Aufenthalt der Versicherten im Ausland für die Selbstver¬ 
sicherung oder Weiterversicherung grundsätzlich in 
Devisen erfolgen. 

Die Entrichtung von Beiträgen aus inländischen Mitteln 
des Versicherten oder durch Inländer zugunsten der aus¬ 
ländischen Versicherten ist ausgeschlossen. 

Die Versicherungsträger werden daher künftig Beitrags¬ 
zahlungen, die anders als in fremder Währung erfolgen, 
nicht mehr annehmen; Ausnahmen sind nur in besonderen 
Härtefällen vorgesehen. Auch in Härtefällen ist jedoch die 
Zahlung der Beiträge aus erworbenem Sperrgut¬ 
haben ausgeschlossen. (Rderl. der Reichsstelle für 
Devisenbewirtschaftung vom 18. Juni 1937 —- 91/37 D. St. — 
RStBl. S. 749). 


Zahlung von Versorgungsbezügen nach Wohnsitzverlegung 
in das Ausland 

In Nr. 4/5 S. 28 der Informationsblätter 1937 haben wir 
auf die Neuregelung der Zahlung von Versorgungsbezügen 
an Personen hingewiesen, die in Zukunft ihren Wohnsitz 
in das Ausland verlegen wollen (RdErl. 61/37 DSt.). 

Nunmehr ist in dem Erlaß vom 17. Juni 1937 — RdErl. 
85/37 — (RStBl. S. 734) eine Ausdehnung des Erlasses auf 
die Personen erfolgt, die bereits vor dem. Erlaß im Auslande 
wohnten. 

Die neuen Bestimmungen kommen für Bezugsberechtigte, 
die bereits vor dem Mai 1937 ins europäische Aus¬ 
land abgewandert sind, mit dem 1. Oktober 1937 zur An¬ 
wendung. Für Bezugsberechtigte, die vor diesem Zeitpunkt 
in das außereuropäische Ausland ihren Wohn¬ 
sitz verlegt haben, also auch nach Palästina, kommt die 
Anwendung spätestens für diejenigen Bezüge in Frage, die 
ihnen für Januar 1938 zustehen. Von diesem Zeitpunkt an 
haben die öffentlichen Kassen die Beträge auf ein Sonder¬ 
konto, das die Bezeichnung „Sonderkonto Versor¬ 
gungsbezüge“ trägt, bei einer Devisenbank einzuzahlen. 
Erst aus diesem Sonderkonto kann die Transferierung 
in das Ausland stattfinden. Die Transferierung erfolgt, 
wenn der Bezugsberechtigte zu einer der im Erlaß aufge¬ 
führten vier Gruppen gehört und eine Bescheinigung über 
diese Zugehörigkeit beibringt, in der Höhe der Versorgungs¬ 
bezüge. die für Monat Juni 1937 zur bisherigen Transferie¬ 
rung festgelegt war. Kommt eine Eingruppierung unter die 
vier Gruppen nicht in Betracht, so ist der Antrag auf Ueber- 
weisung aus dem „Sonderkonto Versorgungsbezüge“ in das 
Ausland grundsätzlich zu versagen. Nur ausnahmsweise ist 
mit der Genehmigung der Ueberweisung zu rechnen. Im 
allgemeinen kommt aber dann nur die allgemein auf dem 
Konto „Versorgungsbezüge“ zugelassene Inlandsverwertung 
zu den in dem Erlaß vom 7. 5. 1937 — 61/37 — bestimmten 
besonderen Verwendungszwecken in Betracht. 


Kapitalfälligkeit gegenüber dem Ausland 

Neuregelung 

Durch Gesetz vom 27. Mai 1937 (RGBl. I S. 600) ist eine 
neue gesetzliche Regelung für die Befriedigung ausländischer 
Gläubiger hinsichtlich ihrer Forderungen an die in Deutsch¬ 
land lebenden Schuldner erfolgt. Der Gläubiger kann wie bis¬ 
her verlangen, daß der Schuldner den Betrag auf Sperrkonto 
zurückzahlt, und zwar mit befreiender Wirkung. Statt der 
Rückzahlung auf Sperrkonto können die Parteien jederzeit 
eine Vereinbarung dahingehend treffen, daß der fällige Betrag 
gestundet wird. Bei Fremdwährungskrediten ist bis zur Stun¬ 
dung immer die Genehmigung der Devisenstelle erforderlich. 
Erfolgt keine Rückzahlung auf Sperrkonto und kommt auch 
eine Stundungsvereinbarung nicht zustande, so kann der Gläu¬ 
biger dem Schuldner gegenüber erklären, daß er die Forde¬ 
rung bei ihm stehen lassen wolle. In diesem Falle ist die 
Forderung bei Eintritt der Fälligkeit mit höchstens 4 % zu 
verzinsen. 


Der u S , chul i n f^ kann zur Abgabe einer der drei ent- 
sprechenden Eridärungen eine Frist setzen, um dann nach 

i b /r. f • d K r FnSt T n s? VSei t? die Wahl für d ie Befriedigung 
des Gläubigers zu treffen. Böswillige Schuldner werden durch 

ge . ÄC l hützt * , Das Gesetz hat keine rückwir- 
kende Kraft daher richtet sich bis zum 29. Mai 1937 die Ver- 

ESktfgS w„?S„” rs z * hlune Zins ” n ' ch d » 

lU D n er , wese ntliehe Zweck des Gesetzes ist der, durch eine 
Maßnahme der Gesetzgebung die Schuldner von Auslands- 
anlcihen und Auslandskrediten für die Zeit nach Eintritt 
d- Balligkeit von der erhöhten Zinslast zu befreien. Daher 
fallt bei den Auslandsschulden die Pflicht des Schuldners 

n. , *ang der \ ertragszinsen nunmehr mit dem Eintritt der 
railigkeit fort. 


Unterstützungszahlungen aus dem Ausland an 
Juden in Deutschland 

Nach einer Mitteilung der Palästina-Treuhandstelle zur Be¬ 
ratung deutscher Juden G. m. b. H., Berlin, ist durch einen Er¬ 
laß der Reichsstelle für Devisenbewirtschaftung der Bera¬ 
tungsstelle gestattet worden, daß von jüdischen Spendern zu¬ 
gunsten jüdischer Empfänger auch Haavaramark für diesen 
Zweck verwendet werden dürfen. Das bedeutet, daß der aus¬ 
ländische Spender die Haavaramark, die er seinen inländi¬ 
schen Freunden und Verwandten zukommen lassen will, im 
Ausland zu dem Registermarkkurs erwerben kann. Die Haa- 
vara ist dadurch, daß ihr der Gegenwert der Reichsmark¬ 
spende in ausländischer Währung zufließt, in der Lage, einer 
großen Zahl der von ihr vorgemerkten Anwärter zur Aus¬ 
wanderung zu verhelfen. 

Ueber die Abwicklung, Einzahlung und Auszahlung sind be¬ 
sondere Bestimmungen erlassen, die im einzelnen Interessen¬ 
ten von der Palästina-Treuhandstelle, Berlin 
W 35, Potsdamer Str. 28, auf Anfordern zugehen. Es wird 
besonders darauf hingewiesen, daß im Ausland lebende 
Juden jüdischen wohltätigen Organisationen in Deutschland 
Spenden unter Verwendung von Haavaramark zugehen lassen 
können. Ueber die Höhe erteilt die Palästina-Treuhandstelle 
im einzelnen Auskunft. Veraussetzung ist, daß Spender und 
Zahlungsempfänger Juden sind. Maßgebend hierfür sind die 
Bestimmungen des Reichsbürgergesetzes (s. Beilage zu diesem 


Reiseverkehr 

Seereisen 

Der Leiter der Reichsstelle für Devisenbewirtschaftung hat 
durch Runderlaß vom 8. Januar 1937 die Bestimmung über 
Verwendung von Devisen für Landaufenthalt im Ausland im 
Zusammenhang mit Seereisen ergänzt; u. a. wird die bisher 
schon bestehende Trennung zwischen Gesellschafts- und 
Einzelreisen schärfer durchgeführt. (Vgl. RStBl. 1937 S. 686 
über den Personenverkehr auf Schiffen). 

Geschäftsreisen ins Ausland 

Die Reichsstelle für Devisenbewirtschaftung hat sich mit 
Schreiben vom 12. Mai 1937 — Dev. A. 5/21148/37 — damit 
einverstanden erklärt, daß die von den zuständigen Industrie- 
und Handelskammern für Geschäftsreisen erteilten Bescheini¬ 
gungen, aus denen hervorgeht, daß die Reise aus geschäftlichen 
Gründen notwendig ist und Art und voraussichtliche Dauer 
der Reise den für eine Reise angeforderten Devisenbetrag 
rechtfertigen, den Befürwortungen oder Dringlichkeitsbeschei¬ 
nigungen gleichgestellt werden. Demgemäß sollen künftig An¬ 
träge, denen eine solche Bescheinigung beigefügt ist, bei der 
Zuteilung von Reisezahlungsmitteln bevorzugt behandelt wer¬ 
den. Dies gilt jedoch nur, soweit die betreffenden Reisever¬ 
kehrsabkommen überhaupt für Geschäftsreisen in Anspruch 
genommen werden können. 


Versendung von Zahlungsmitteln ins Ausland 

Genehmigungspflicht bei ungestempelten Briefmarken 

Es wird darauf hingewiesen, daß ungestempelte inländische 
Briefmarken nicht ins Ausland versandt werden dürfen. Der¬ 
artige Briefmarken sind als Zahlungsmittel anzusehen; eben- 
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so ist aber auch die Einfuhr von ungestempelten deutschen 
Briefmarken als Zahlungsmittel unzulässig und strafbar. 

Ungestempelte Briefmarken sind sowohl bei der Ausfuhr 
wie bei der Einfuhr den Reichsmarknoten gleichzustellen. 
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Kulturpolitik 

Pressewesen 

Neuordnung des jüdischen Pressewesens 

Der Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda 
hat mit einer Anordnung vom 15. Juli 1937 grundsätzliche 
Richtlinien für das jüdische Pressewesen aufgestellt. 

Alle Personen und Unternehmen des jüdi¬ 
schen Pressewesens im deutschen Reichs- 
ebiet werden vom Sonderbeauftragten des 
eichsminister s, Reichskulturwalter Flinkei, 
erfaßt. Die in den Verlagen und Unternehmen der jüdi¬ 
schen Presse tätigen Personen wie Verleger, Redakteure, Mit¬ 
arbeiter, Berichterstatter, Verlagsangestellte, Bezieherwerber, 
Pressereferenten und Mitarbeiter von Pressedienststellen jü¬ 
discher Organisationen, Vereine und Gemeinden werden in 
amtlichen Listen eingetragen und erhalten durch Bescheini¬ 
gung oder Ausweis die Zulassungsgenehmigung. 

Nach dem 1. Oktober 1937 dürfen Personen 
ohne Bescheinigung oder Ausweis im jüdi¬ 
schen Pressewesen nicht mehr tätig sein. Ge¬ 
suche zur Eintragung in die amtlichen Listen und alle das 
jüdische Pressewesen betreffenden Anträge sind ohne 
Ausnahme an das Reichsministerium für Volks¬ 
aufklärung und Propaganda, Sonderreferat 
Reichskulturwalter Hinkel, Berlin W8, Wil¬ 
helmplatz 8/9, zu richten. 

Schulwesen 

Auswirkung des Reichsbürgergesetzes auf das Schulwesen 

Der Reichs- und Preußische Minister für Wissenschaft, 
Erziehung und Volksbildung hat am 2. Juli 1937 — E II e 
1564(b) — (RMinAmtsblDtschWiss. 1937 S. 346) Richt¬ 
linien betreffend „Auswirkung des Reichsbürgergesetzes 
auf das Schulwesen“ erlassen. 

Nach dem Erlaß wird die Schulerziehung der jüdischen 
Kinder nach der für die Juden auf Grund des Reichsbürger¬ 
gesetzes geschaffenen Rechtsstellung zu gegebener Zeit reichs¬ 
gesetzlich geregelt werden. Bis auf weiteres gelten die in dem 
Erlaß aufgestellten nachfolgenden Richtlinien: 

„I. Zulassung zum Schulbesuch 

1. Die Zulassung der Juden zum Besuch der Pf licht schu¬ 
len regelt sich nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmun¬ 
gen über die Schulpflicht. Schulpflichtige Juden sind daher in 
den öffentlichen Pflichtschulen zu unterrichten, soweit sie nicht 
nach gesetzlichen Vorschriften von der Schulpflicht befreit 
sind oder die Schulpflicht ruht oder durch den Besuch pri¬ 
vater Schulen erfüllt wird. Das gleiche gilt für die jüdischen 
Mischlinge. 

2. Soweit nach den örtlichen Verhältnissen eine abgeson¬ 
derte Beschulung der jüdischen Schüler im Rahmen eines 
geordneten Schulbetriebes und ohne besondere Mehrbelastung 
der Unterrichtsträger möglich ist und private jüdische Schu¬ 
len nicht vorhanden sind, wird den Unterhaltsträgern 
der öffentlichen Pflichtschulen nahegelegt, 
mit schulaufsichtlicher Genehmigung besondere Schu¬ 
len oder Sam melk lassen für jüdische Schüler 
einzurichten. Werden solche Schulen oder Sammelklassen 
eingerichtet, so sind sie als Bestandteil der öffentlichen 
Schule nach den allgemeinen Vorschriften zu unterhalten. 
Die jüdischen Schüler sind zu ihrem Besuch verpflichtet. 
Als Lehrer sind Juden (§ 5 der Ersten Verordnung zum 
Reichsbürgergesetz), allenfalls jüdische Mischlinge (§ 2 a. a. 
O.) zu verwenden, und zwar empfiehlt es sich, in erster Linie 
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nach § 3 des Berufsbeamtengesetzes oder § 4 der Ersten 
Verordnung zum Reichsbürgergesetz ausgeschiedene Lehrer 
aufzufordern und im Falle ihres Einverständnisses ohne Be¬ 
rufung in das Beamtenverhältnis auftragsweise zu beschäf¬ 
tigen. 

Die hiernach an preußischen Volksschulen verwendeten jüdi¬ 
schen Lehrkräfte sind nach § 20 des Volksschullehrerbesoldungs- 
gesetzes in der Fassung der Ersten Sparverordnung 1 ) in Höhe der 
Anfangsvergütung zu besolden. Die Vorschriften über die An¬ 
rechnung früherer Dienstzeiten sowie die Bestimmungen des preu¬ 
ßischen Runderlasses vom 1. Juni 1927 — U III E 1242 — (Zentralbl. 
f. d.ges. Unterr.-Verw. S. 220) über das Dienstalter der wiederbeschäf¬ 
tigten Ruhegehaltsempfänger sind nicht anzuwenden. Soweit in preu¬ 
ßischen Volksschulen freie Volksschulstellen vorhanden sind, die an 
die jüdischen Schulen oder Sammelklassen übertragen werden können, 
bin ich damit einverstanden, daß die Dienstbezüge aus der Landes¬ 
schulklasse gezahlt werden. Andernfalls müssen die Dienstbezüge von 
der Gemeinde getragen werden. 

In jedem Falle gelten für wiederbeschäftigte Ruhegehaltsempfänger 
die allgemeinen Rühens Vorschriften für das Ruhegehalt, da es hier 
nur auf Beschäftigung im öffentlichen Schuldienst ankommt und nicht 
auf die Verwendung im Beamtenveihältnis. 

3. Die Zulassung der Juden zum Besuch der Wahl- 
schulen (mittlere, höhere und Fachschulen) regelt sich 
nach den Bestimmungen des Gesetzes gegen die Ueberfül- 
lung deutscher Schulen und Hochschulen vom 25. April 1933 
(RGBl. I S. 225 2 ) und den dazu ergangenen Ausführungs¬ 
vorschriften. An Orten, an denen ausschließlich für den Be¬ 
such jüdischer Schüler bestimmte Wahlschulen bestehen, 
ist bei Neuaufnahmen nach meinem Runderlaß vom 5. März 
1935 — E II c 185 usw. — zu verfahren. Absatz 3, Satz 2 
und Absatz 4, Satz 2 dieses Erlasses werden aufgehoben. 
Gegen den Uebergang eines jüdischen Schülers von einer all¬ 
gemeinen, mittleren oder höheren Schule auf eine jüdische 
Schule bestehen grundsätzlich keine Bedenken. 

4. Jüdische Mischlinge können grundsätzlich an 
jeder Wahlschule zugelassen werden. Die Beschränkungen 
des Gesetzes gegen die Ueberfüllung deutscher Schulen und 
Hochschulen vom 25. April 1933 für Mischlinge, die aus 
nach dem 26. April 1933 geschlossenen Ehen hervorgegangen 
sind, sind durch die Nürnberger Gesetze hinfällig geworden. 
Den von zwei volljüdischen Großelternteilen abstammenden 
jüdischen Mischlingen ist auch der Besuch jüdischer Schulen 
oder Sammelklassen für jüdische Schüler gestattet. Die 
Namen der die jüdischen Schulen oder die Sammelklassen für 
jüdische Schüler besuchenden und dort neu eintretenden 
Staatsangehörigen jüdischen Mischlinge sind der zuständigen 
Schulaufsichtsbehörde unverzüglich mitzuteilen. 

Diese hat darüber durch meine Hand an den Herrn 
Reichs- und Preußischen Minister des Innern zu berichten 
der im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers 
darüber entscheiden wird, ob ihnen künftig das Reichs¬ 
bürgerrecht zuerkannt werden kann. 

Treten die Schüler zur jüdischen Religion über, so werden 
sie gemäß § 5 Abs. 2 der Ersten Verordnung zum Reichs¬ 
burgergesetz zu Juden. Eine Mitteilung der Namen ist in 
diesem Falle nicht erforderlich. 

5. Kann an einer Wahlschule zur Vermeidung sonst not¬ 
wendig werdender Klassenteilungen oder aus anderen 
Gründen nur eine bestimmte Zahl von Schülern aufgenom- 

!) GS. 1928 S. 125. 

2 ) Inf Bl. 1933 Nr. 2 S. 5, Nr. 12 S. 6, 1934 Nr. 1 S. 7. 
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men werden, so ist bei der vorzunehmenden Auslese neben 
der geistigen und charakterlichen Eignung auch die rassische 
Zugehörigkeit der Schüler zu berücksichtigen. 

II. Teilnahme an Schulveranstaltungen 
besonderer Art 

1. Staatsangehörige jüdische Mischlinge (§ 2, Abs. 2 der 
Ersten Verordnung zum Reichsbürgergesetz), die die allge¬ 
meinen Schulen besuchen, haben, wie jeder andere Schüler, 
an allen Schulyeranstaltungen der Schule einschließlich be¬ 
sonderer Gemeinschaftsveranstaltungen außerhalb des schul¬ 
planmäßigen Unterrichts (z. B. Schulausflügen, Besuch von 
Schullandheimen, Sportfesten u. dgl.) teilzunehmen. 

Der preußische Runderlaß vom 16. Juni 1934 — U II f 4949 _ 

wegen des Ausschlusses nidhtarischer Schüler von den nationalpoliti¬ 
schen Lehrgängen ist gemäß § 6 Abs. 2 der Ersten Verordnung zuim 
Reiohsbürgergesetz vom 14. November 1935 außer Kraft getreten. 

2. Staatsangehörige jüdische Schüler (§ 5 der Ersten 
Verordnung zum Reichsbürgergesetz), die die allgemeinen 
Schulen besuchen, haben nach Maßgabe der hierüber ergan¬ 
genen Bestimmungen am lehrplanmäßigen Unterricht teilzu¬ 
nehmen. An jüdischen Feiertagen und am Sonn¬ 
abend kann ihnen auf Antrag der Erziehungs¬ 
berechtigten ganz oder teilweise Befreiung 
erteilt werden. (Vgl. den Runderlaß des Reichs- und 
Preußischen Ministers des Innern an die Unterrichtsverwal¬ 
tungen der Länder vom 27. Februar 1934 — IV 3250/8. 8. — 
und den preußischen Runderlaß vom 16. März 1934 — U II G 
3839/33 — ZentrBl. f. d. ges. Unterr.-Verw. S. 105). Von der 
Teilnahme an Gemeinschaftsveranstaltungen außerhalb des 
schulplanmäßigen Unterrichts (vgl. Ziff. 1) sind die jüdischen 
Schüler ausgeschlossen. 

3. Ausländischen jüdischen Schülern, die die allge¬ 
meinen Schulen besuchen, kann die Teilnahme an Gemein¬ 
schaftsveranstaltungen außerhalb des lehrplanmäßigen Unter¬ 
richts nach Maßgabe der allgemeinen Schulordnung und der 
jeweiligen besonderen Anordnungen des Schulleiters gestattet 
werden, wenn daraus Schwierigkeiten nicht zu besorgen sind. 

III. Zulassung zur Prüfung als Nichtschüler. 
Reifeprüfung an jüdischen Schulen 

1. Zur Reifeprüfung als Nichtschüler und zu den sprach- 
iichen Ergänzungsprüfungen (Lateinisch, Griechisch usw.) 
sind jüdische Bewerber deutscher Staatsangehörigkeit nicht 
zugelassen. Sofern sie an einer nicht mit selbständigem 
Prüfungsrecht ausgestatteten jüdischen Schule unterrichtet 
worden sind, können sie zur Ablegung der Reifeprüfung an 
einer öffentlichen höheren Schule zugelassen werden. 

Jüdischen Mischlingen ist die Ablegung der Prüfung in 
jedem Falle gestattet. 

Die preußischen Runderlasse vom 28. März 1933 — U II G 1953 
— 9 - November 1933 — U II G 2732 — , 8. Januar 1934 — U II 
G 3001 —, 9. April 1934 — U II G 4059 — sind auf Grund des § 6 
Abs. 2 der Ersten Verordnung zum Reichsbürgergesetz mit dem 1. Jan. 
1936 außer Kraft getreten. 

2. Werden an jüdischen höheren Schulen Reifeprüfungen 
abgehalten, so sind die Abgangszeugnisse ausdrücklich als 
Zeugnisse jüdischer höherer Schulen zu kennzeichnen. (Vgl. 
Erlaß vom 12. Dezember 1935 — E III c 2066 M.) 

Das Zeugnis verleiht im Rahmen der für die Juden deut¬ 
scher Staatsangehörigkeit geltenden Beschränkungen die glei¬ 
chen Berechtigungen wie die Reifezeugnisse anderer aner¬ 
kannter, mit selbständigem Prüfungsrecht ausgestatteter 
Privatschulen. 

IV. Lehrerausbildung 

1. Juden können nicht Lehrer und Erzieher deutscher 
Jugend sein. Auch jüdische Mischlinge sind künftig für den 
Beruf eines deutschen Jugenderziehers ungeeignet. Zur Aus¬ 
bildung für den Beruf eines Lehrers oder Erziehers soll da¬ 
her grundsätzlich nur zugelassen werden, wer für sich und, 
falls er verheiratet ist, für seine Ehefrau den nach den 
beamtenrechtlichen Vorschriften erforderlichen Nachweis über 
die Reinheit des Blutes erbringen kann. 

Den Voraussetzungen zu Ziffer 1 unterliegt insbesondere a) die Zu¬ 
lassung zu den Hochschulen für Lehrerbildung und den Prüfungen 
für das Lehramt an Volks- und Mittelschulen, b) die Zulassung zur 
wissenschaftlichen, künstlerischen und pädagogischen Prüfung und zum 
Vorbereitungsdienst für das Lehramt an höheren Schulen, c) die Zu¬ 
lassung zur Ausbildung als Gewerbelehrer (-lehrerin), Handelslehrer 


(-leihrerin), Landwirtschaftslehrer und anderer Berufs- und Fachschul¬ 
lehrer, als Lehrerin der landwirtschaftlichen Haushaltungskunde, als 
Sportlehrer (-Lehrerin) als Volkspfleger (-pflegerin), Kindergärtnerin, 
Hortnerin und Jugendleiterin. 

§ 8 Ziff. 1 der Grundbestimmungen für die pädagogische Ausbil¬ 
dung der Landwirtschaftslehrer (Runderlaß vom 29. Januar 1936 — 
E V 3105/35 — , RMinAmtsblDtschWiss. S. 97) bleibt unberührt. 

2 Die Ausbildung der Lehrkräfte für jüdische Schulen 
wird im Anschluß an die gesetzliche Neuregelung des jüdi¬ 
schen Schulwesens neu zu ordnen sein. Bis zum Erlaß dieser 
Neuordnung behalte ich mir vor: 

a) einzelne Antragsteller (Antragstellerinnen), die ihre 
Ausbildung auf einer von mir anerkannten jüdischen 
Lehrerbildungsanstalt erhalten haben, zu den Prüfungen 
für das Lehramt an Volksschulen, 

b) einzelne Antragsteller (Antragstellerinnen), die im Rah¬ 
men der allgemeinen Zulassungsbeschränkungen für jüdi¬ 
sche Studierende das vorgeschriebene Hochschulstudium 
abgeleistet haben, zur Ablegung der wissenschaftlichen 
Prüfung für das höhere Lehramt, zur Prüfung für das 
Handelslehramt sowie zur Prüfung für das künstlerische 
Lehramt von Fall zu Fall vor besonderen Prüfungs¬ 
ausschüssen zuzulassen. Ueber die Zusammensetzung der 
Prüfungsausschüsse ergeht besondere Bestimmung. 

Ferner behalte ich mir vor, einzelne Antragsteller (An¬ 
tragstellerinnen) von Fall zu Fall für die Ausbildung als Ge¬ 
werbelehrer (-lehrerin) zum Besuch des Berufspädagogischen 
Instituts in Berlin und zu einer besonderen Abschlußprüfung 
zuzulassen. 

3. Jüdische Junglehrer (-lehrerinnen), die die erste Lehrer¬ 
prüfung bestanden haben, können zum Zweck der Vorberei¬ 
tung auf die zweite Lehrerprüfung nach Maßgabe der hierfür 
geltenden allgemeinen Vorschriften an öffentlichen jüdischen 
Schulen beschäftigt werden. Nach Ablegung der zweiten 
Lehrerprüfung können sie, soweit sie nicht in den privaten 
Schuldienst treten, an öffentlichen jüdischen Schulen ohne 
Berufung in das Beamtenverhältnis auftragsweise beschäftigt 
werden. Von einer planmäßigen Anstellung ist abzusehen. 

4. Jüdische Kandidaten und Kandidatinnen, die vor einem 
besonderen Prüfungsausschuß oder bereits früher nach den 
allgemeinen Vorschriften die wissenschaftliche oder künstle¬ 
rische Prüfung für das höhere Lehramt abgelegt haben, kön¬ 
nen an jüdischen höheren Schulen zur Ausbildung beschäftigt 
werden. Zum Vorbereitungsdienst an den allgemeinen Schulen 
sind sie nicht zugelassen. Sie können von Fall zu Fall zur 
Ablegung der pädagogischen Prüfung vor einem besonderen 
Prüfungsausschuß zugelassen werden, um die Fähigkeit zur 
Anstellung an höheren jüdischen Schulen zu erhalten. Ueber 
die Zusammenstellung der Prüfungsausschüsse ergeht beson¬ 
dere Bestimmung. 

5. Zur Ausbildung jüdischer Turn- und Sportlehrer (-lehre¬ 
rinnen) sowie jüdischer Kindergärtnerinnen und Jugendleite¬ 
rinnen behalte ich mir vor, nach Maßgabe des vorhandenen 
Bedürfnisses von Fall zu Fall besondere Einrichtungen zuzu¬ 
lassen. 

V. 

1. Ziff. I, 10—12 des preußischen Runderlasses vom 22. Juni 1933 
— U II D 2421 usw. — (Zentrbl. f. d. ges. Unterr.-Verw. S.201) 
sowie die Erlasse vom 25. Oktober 1933 — U II M 2022 3 ), be¬ 
treffend die Zulassung von Nichtariern zu den Wohlfahrtsschulen, 
Landpflegeschulen und Sozialpädagogischen Seminaren, vom 24. April 
1933 — U II M 169 4 ), betreffend den Ausschluß nichtarischer 
Bewerber von der schulwissenschaftlichen Vorprüfung für die Auf¬ 
nahme an Wohlfahrtsschulen, Sozialpädagogischen Seminaren usw., 
vom 2. August 1934 — U II M. 1409 U II G 5 ), betreffend den 
Ausschluß von nichtarischen Bewerbern (Bewerberinnen), werden 
durch vorstehende Bestimmungen ersetzt und -treten damit außer Kraft. 

2. Wo in bisherigen Erlassen der Ausdruck „Nichtarier“ 
verwandt ist, sind darunter, soweit durch Gesetz oder Ver¬ 
ordnung nichts anderes bestimmt ist oder sich aus den vor¬ 
stehenden Bestimmungen nichts anderes ergibt, nur „Juden“ 
zu verstehen. In Zweifelsfällen ist mir zu berichten. 

3. Von der Durchführung dieses Erlasses ist abzusehen, 
soweit Vorschriften aus internationalen Verträgen entgegen¬ 
stehen.“ 


3 ) Zentrbl. f. d. ges. Unterr.-Verw. S. 27a. 

4 ) Zentrbl. f. d. ges. Unterr.-Verw. S. 149. 

6 ) Zentrbl. f. d. ges. Unterr.-Verw. S. 279. 
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Rechtspflege 

Anwälte 

Beiordnung eines arischen Anwalts für Juden 

Nach einer Entscheidung des Landgerichts Dresden vom 
8. März 1937 — 18. T. 250/37, — (JurW. S. 1650) ist 
die Beiordnung eines deutschen Anwalts für einen auswär¬ 
tigen Juden im Parteiprozeß zulässig. 

Der Kläger, ein Jude, hat die Beiordnung eines Anwaltes 
beantragt, weil an dem Gerichtsorte kein jüdischer Anwalt 
vorhanden ist und der einzige arische Anwalt wegen der 


„Probleme des jüdischen Religionsunterrichts von heute“, 
Dr. Heinrich L e m 1 e in „Israelitisches Gemeindeblatt Mann¬ 
heim“ Jg. 15 Nr. 14 (23. Juli 1937). 

„Was ist jüdische Kultur? — Eine nicht gehaltene Dis¬ 
kussionsrede“, Elieser ben Jackow in „Israelitisches Fa¬ 
milienblatt“ Jg. 39 Nr. 22 (3. Juni 1937). 


Rassenzugehörigkeit des Klägers die Vertretung niedergelegt 
hatte. ! , aj; 

Das Gericht führt aus, daß die Rücksichtnahme auf die am 
Prozeß beteiligte deutsche Partei zwinge, dem Beiordnungs¬ 
antrag der jüdischen Partei stattzugeben. Auch der bei- 
geordnete arische Anwalt führe die Sache nicht auf Grund 
freiwilliger Eingehung eines Vertrages, sondern mit Rück¬ 
sicht auf Erfordernisse der Rechtspflege. Daher stände die 
Anweisung gegen die Uebernahme der Vertretung eines 
Juden nicht im Widerspruch mit der hier von amtswegen 
erfolgten Beiordnung des Anwalts. 


Palästina 

Der Peel-Bericht 

Schlußfolgerungen des Berichts, Stellungnahme der eng¬ 
lischen Regierung und des Parlaments 

Die am 7. August 1936 eingesetzte Untersuchungskom¬ 
mission (Vorsitzender Viscount Peel), deren Hauptaufgabe 
es war, die Ursachen der im April 1936 in Palästina ausge¬ 
brochenen Unruhen festzustellen, um durch entsprechende 
Vorschläge die Wiederkehr derartiger Schwierigkeiten zu 
verhindern, hat am 22. Juni 1937 ihren Bericht vorgelegt. Die 
englische Regierung hat die Schlußfolgerungen des Berichts 
zugleich mit einer Regierungserklärung (Statement of Policv) 
am 7. Juli 1937 veröffentlicht. 

Die Schlußfolgerungen des Berichts haben 
folgenden W o r 11a u t: 

1. In Anbetracht der sowohl von den arabischen wie von 
den jüdischen Vertretern in ihren vor uns gemachten Aus¬ 
sagen angenommenen Haltung erachten wir es als unwahr¬ 
scheinlich, daß eine der beiden Parteien mit den Vor¬ 
schlägen auf den ersten Blick zufrieden sein wird. Denn 
Teilung bedeutet, daß keine von beiden das bekommen wird, 
was sie will. Sie bedeutet, daß die Araber es hinnehmen 
müssen, daß ein Teil des von ihnen lange bewohnten und 
einst beherrschten Territoriums ihrer Souveränität entzogen 
wird. Sie bedeutet, daß die Juden mit weniger als dem 
Land Israel, über das sie einst herrschten und über das 
wieder zu herrschen sie hofften, zufrieden sein müssen. 
Aber es scheint uns möglich, daß beide Parteien nach Ueber- 
legung zu der Erkenntnis kommen werden, daß die Nachteile 
der Teilung durch ihre Vorteile aufgewogen werden. Denn 
wenn sie keiner Partei alles bietet, was sie verlangt, so 
bietet sie doch einer jeden das, was sie am meisten ver- 
langt, nämlich Freiheit und Sicherheit. 

2. Die Vorteile einer Teilung in der von uns vorgeschlage¬ 
nen Weise für die Araber Palästinas sind: 

(1) Sie erlangen nationale Unabhängigkeit und können mit 
den Arabern der Nachbarländer in der Sache der arabischen 
Einheit und des Fortschrittes auf gleichem Fuße Zusammen¬ 
arbeiten. 

(2) Sie werden endlich von der Furcht, durch die Juden 
„überflutet“ zu werden und von der Möglichkeit schließlicher 
Unterwerfung unter jüdische Herrschaft befreit. 

(3) Die endgültige Begrenzung des Jüdischen Nationalheims 
innerhalb einer festgelegten Grenze und die Einführung eines 
neuen Mandates zum Schutze der Heiligen Stätten besei¬ 
tigt die Sorge wegen jüdischer Kontrolle der Heiligen Stätten. 

(4) Als Entschädigung für den Verlust des Territoriums, 
das von den Arabern als das ihre angesehen wird, erhält 
der arabische Staat von dem jüdischen eine Subvention. Er 
wird auch im Hinblick auf die Rückständigkeit des Landes 
einen Beitrag von zwei Millionen Pfund erhalten und, wenn 
Abmachungen für einen Boden- und Bevölkerungsaustausch 
zustande kommen, wird ein weiterer Beitrag für die Umwand¬ 


lung von unkultiviertem Boden des Araberstaates in produk¬ 
tives Land, soweit dies möglich sein sollte, geleistet werden, 
woraus die Landwirte und der Staat Nutzen ziehen würden. 


3. Die Vorteile der Teilung für die Juden können folgender¬ 
maßen zusammengefaßt werden: 

(1) Die Teilung sichert die Errichtung eines Jüdischen 
Nationalheims und befreit es von der Möglichkeit, in Zu¬ 
kunft arabischer Herrschaft unterworfen zu werden. 

(2) Sie macht es den Juden möglich, ihr Nationalheim in 
vollem Sinne ihr Eigen zu nennen, denn sie verwandelt es 
in einen jüdischen Staat. Seine Bürger werden in der Lage 
sein, so viele Juden zuzulassen, wie sie glauben, daß auf¬ 
genommen werden können. Sie werden aas Hauptziel des 
Zionismus erreichen — eine in Palästina verwurzelte jüdische 
Nation, die ihren Angehörigen denselben Status verleiht, wie 
andere Nationen den ihrigen. Sie werden endlich aufhören, 
das „Leben einer Minderheit“ zu führen. 


4. Arabern und Juden bietet die Teilung die Aussicht, die 

unschätzbare Wohltat des Friedens zu erlangen. Es lohnt 
sicher ein Opfer von beiden Seiten, wenn der Kampf, der 
mit dem Mandat begonnen hat, mit seiner Beendigung be¬ 
endet werden kann. Es ist nicht eine natürliche oder von 
altersher bestehende Fehde. Ein fähiger arabischer Vertre¬ 
ter der arabischen Sache hat uns gesagt, daß die Araber im 
Laufe ihrer ganzen Geschichte nicht nur von antijüdischen 
Empfindungen frei waren, sondern daß sie auch bewiesen 
haben, daß der Geist des Kompromisses in ihrem Leben 
tief verwurzelt ist. Und er hat weiter sein Mitgefühl mit dem 
Schicksal der Juden Europas zum Ausdruck gebracht. „Es 
gibt keinen rechtlich denkenden Menschen“, sagte er, „der 
nicht alles Menschenmögliche tun wollte, um die Not dieser 
Menschen zu lindern, vorausgesetzt, daß es nicht um den 
Preis geschieht, daß einem anderen Volk gleiches Leid zu¬ 
gefügt wird“. Wenn wir berücksichtigen, was die Möglichkeit, 
in Palästina Zuflucht zu finden, für viele tausende leidende 
Juden bedeutet, können wir nicht glauben, daß die durch die 
1 eilung verursachte Not, so schwer sie sein mag, schwe¬ 
rer ist als arabische Großmut es ertragen kann. Und hierin 
wie in so vielem, was mit Palästina in Zusammenhang steht, 
sind es nicht nur die Völker des Landes, die berücksichtigt 
werden müssen. Die Judenfrage ist nicht das geringste der 
vielen Probleme, die die inneren Beziehungen in dieser kri¬ 
tischen Zeit stören und den Weg zu Frieden und Prosperität 
versperren Wenn die Araber durch ein Opfer zur Lösung 
dieses Problems beitragen könnten, würden sie sich die 
Dankbarkeit mcht nur der Juden, sondern der gesamten 
westlichen Welt erwerben. ö 

5. Es gab eine Zeit, da die arabischen Staatsmänner 
bereit waren, das kleine Palästina den Juden zu überlassen 
vorausgesetzt, daß das übrige arabische Asien frei wird’ 
Diese Bedingung wurde damals nicht erfüllt, aber sie steht 
jetzt am Beginn der Erfüllung. In weniger als drei Jahren 
wird das gesamte arabische Gebiet außerhalb Palästinas 
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zwischen Mittelmeer und Indischem Ozean unabhängig sein, 
un .r /> wei ^ . ie Teilung angenommen wird, wird auch der 
größere Teil Palästinas unabhängig sein. 

• ^r> ^ notwendig, die Vorteile einer Bereinigung 

m Palästina für das britische Volk zu betonen. Wir müssen 
die Verpflichtungen, die wir in der Notzeit des Krieges Ara¬ 
bern und Juden gegenüber übernommen haben, bis zum äußer¬ 
sten erfüllen. Als diese Verpflichtungen im Mandat veran¬ 
kert wurden, haben wir die Schwierigkeiten der uns über¬ 
tragenen Aufgabe nicht voü erkannt. Wir haben versucht, 
Sie zu überwinden, nicht immer mit Erfolg. Sie sind dauernd 
größer geworden, bis sie jetzt fast unübersteigbar erschei¬ 
nen. Die 1 eilung bietet die Möglichkeit, eine endgültige 
Losung des Problems zu finden, eine Lösung, die den Rech¬ 
ten und Aspirationen von Arabern und Juden gerecht wird 
und die Verpflichtungen, die wir vor zwanzig Jahren ihnen 
gegenüber übernommen haben, in dem unter den gegenwärti¬ 
gen Umständen größtmöglichen Maß erfüllt. 

7. Es sind auch nicht nur das britische Volk und nicht nur 
die Nationen, die das Mandat übertragen oder es gebilligt 
haben die von dem, was in Palästina geschah und geschieht, 
betroffen sind. Zahllose Männer und Frauen in der ganzen 
Welt würden tiefe Erleichterung empfinden, wenn dem 
Kampf und Blutvergießen in dem dreifach Heiligen Land 
ein Ende gemacht werden könnte. 

Die Erklärung der englischen Regierung 
lautet: 

L Auf Anordnung Sr. Majestät hat die Regierung Sr. Ma¬ 
jestät im Vereinigten Königreich den einstimmigen Bericht 
der Kgl. Kommission für Palästina geprüft. Sie findet sich 
in allgemeiner Uebereinstimmung mit den Argumenten und 
Schlußfolgerungen der Kommission. 

2. Wie von den Kommissaren in ihrem historischen Ueber- 
blick durchaus anerkannt wird, gingen die Regierung Sr. 
Majestät und ihre Vorgängerinnen seit der Uebernahme der 
Mandatsverpflichtungen von dem im Tenor des Mandats 
selbst enthaltenen Gesichtspunkt aus, daß ihre Verpflich¬ 
tungen gegenüber Arabern und Juden miteinander nicht un¬ 
vereinbar seien, in der Annahme, daß die beiden Volks¬ 
stämme im Laufe der Zeit ihre nationalen Aspirationen in 
einer Weise anpassen würden, die die Errichtung eines 
einzigen Gemeinwesens unter einheitlicher Regierung er¬ 
möglicht. 

3. Die Regierung Sr. Majestät hat trotz mancher ent¬ 
mutigender Erfahrungen während der letzten 17 Jahre ihre 
Politik auf diese Erwartung aufgebaut und jede Gelegenheit 
ergriffen, um Kooperation zwischen Arabern und Juden zu 
ermutigen. In dem Lichte der Erfahrung und der von der 
Kommission herangezogenen Argumente wird sie zu der 
Schlußfolgerung geführt, daß zwischen den Aspirationen 
der Araber und der Juden in Palästina ein nicht auszu¬ 
gleichender Gegensatz besteht, daß diesen Aspirationen auf 
Grund der Bestimmungen des gegenwärtigen Mandates nicht 
Genüge geschehen kann und daß ein Plan der Teilung nach 
den von der Kommission vorgeschlagenen allgemeinen Richt¬ 
linien die beste und hoffnungsvollste Ueberwindung des 
toten Punktes darstellt. Die Regierung Sr. Majestät beab¬ 
sichtigt, Se. Majestät in entsprechender Weise zu beraten. 

4. Die Regierung Sr. Majestät beabsichtigt daher, unter 
Berücksichtigung ihrer bestehenden Vertragsverpflichtungen 
auf Grund des Völkerbundspaktes und anderer internationaler 
Urkunden die notwendigen und geeigneten Schritte zu unter¬ 
nehmen, um die Freiheit zur Verwirklichung eines Teilungs¬ 
planes zu erlangen, von dem sie ernstlich hofft, daß für ihn 
ein ausreichendes Maß von Zustimmung seitens der betei¬ 
ligten Gemeinschaften gesichert werden kann. 

5. Für die Zeit der Durchführung eines solchen Planes 
beabsichtigt die Regierung Sr. Majestät nicht, sich ihrer 
Verantwortung für Frieden, Ordnung und gute Regierung in 
ganz Palästina zu entledigen. Sie stimmt im allgemeinen 
den Empfehlungen der Kommission in Angelegenheiten der 
öffentlichen Sicherheit zu. Sollten abermals ernste Un¬ 
ruhen ausbrechen, die militärische Intervention erfordern, 
dann wird das Oberkommissariat auf Grund der Palestine 
IDefence) Orders-in-Council Vollmachten für das ganze Land 
dem kommandierenden General der militärischen Kräfte über¬ 
tragen. 

6. Für die unmittelbare Zukunft, während der Zeit, in der 
die Form eines Teilungsplanes ausgearbeitet wird, beabsich¬ 


tigt die Regierung Sr. Majestät als vorläufige Maßnahme 
Schritte, um Bodentransaktionen zu verhindern, die einen 
solchen Plan beeinträchtigen könnten. Sie plant weiter im 
Hinblick darauf, daß die Periode der laufenden Arbeiter- 
schedule Ende Juli zu Ende geht und für die nachfolgende 
Periode Vorkehrungen getroffen werden müssen, daß für 
den acht Monate umfassenden Zeitraum von August 1937 
bis März 1938 eine jüdische Gesamteinwanderung von 8000 
Personen sämtlicher Kategorien zugelassen werden soll, vor¬ 
ausgesetzt, daß die wirtschaftliche Aufnahmefähigkeit des 
Landes dadurch nicht überschritten wird. 

7. Bei ihrer Unterstützung einer Lösung des Palästina- 
Problems durch Teilung steht die Regierung Sr. Majestät 
unter dem starken Eindruck der Vorteile einer solchen 
Lösung für Araber und Juden. Die Araber würden nationale 
Unabhängigkeit erlangen und damit die Möglichkeit, mit 
den Arabern der Nachbarländer in der Sache der arabischen 
Einheit und des Fortschrittes auf gleichem Fuße zusammen¬ 
zuarbeiten. Sie würden endlich von aller Furcht vor Be¬ 
herrschung durch die Juden und von der durch sie zum 
Ausdruck gebrachten Sorge befreit werden, daß ihre Hei¬ 
ligen Stätten jemals unter jüdische Herrschaft kommen könn¬ 
ten. Der arabische Staat würde finanzielle Hilfe von der 
Regierung Sr. Majestät und von dem jüdischen Staat in 
erheblichem Umfang erhalten. Andererseits würde die Tei¬ 
lung die Errichtung des Jüdischen Nationalheims sichern 
und es von jeder Möglichkeit befreien, künftig arabischer 
Flerrschaft unterworfen zu sein. Sie würde das Jüdische 
Nationalheim in einen Judenstaat mit voller Einwanderungs¬ 
kontrolle verwandeln. Seine Angehörigen würden einen Status 
gleich dem erlangen, den die Angehörigen anderer Länder 
besitzen. Die Juden würden endlich aufhören, das „Leben 
einer Minderheit“ zu führen, und das Hauptziel des Zionis¬ 
mus würde so erreicht sein. Auf Grund der geplanten Ver¬ 
träge würden die Rechte der Minderheiten in beiden Staaten 
streng gewährleistet sein. Vor allem würde an die Stelle 
von Furcht und Mißtrauen ein Gefühl des Vertrauens und 
der Sicherheit treten, und beide Völker würden nach den 
Worten der Kommission „die unschätzbare Wohltat des 
Friedens“ erlangen. 

Am 20. und 21. Juli 1937 fanden im Oberhaus und Unter¬ 
haus des englischen Parlaments Debatten über den Peel- 
Bericht und die Stellungnahme der englischen Regierung 
statt. Diese Debatten haben nicht zu der von der Regierung 
gewünschten eindeutigen Billigung des Teilungsplans ge¬ 
führt. Es wurde vielmehr ein Antrag angenommen, durch 
den „die Regierung ermächtigt wird, ihre Vorschläge dem 
Völkerbund zu unterbreiten, um nach angemessener Prüfung 
dem Parlament einen endgültigen Plan vorlegen zu können, 
unter voller Berücksichtigung aller Empfehlungen der Re¬ 
gierungserklärung“. 

Die Regierung wird nunmehr ihre Vorschläge zunächst 
dem Völkerbund vorlegen und später ihre endgültigen Pläne 
nach nochmaliger Prüfung dem Parlament unterbreiten. 

Staatsverwaltung 

Bericht der britischen Regierung an den Völkerbundsrat 
Der Bericht der britischen Regierung an den Völkerbunds¬ 
rat über die Verwaltung Palästinas und Transjordaniens 
im Jahre 1936 bringt eine ausführliche Darlegung der Gründe, 
die zu den Unruhen im letzten Jahr geführt haben. Der 
Bericht stellt fest, daß bereits der Herbst 1935 gekenn¬ 
zeichnet war durch erhebliche politische Unruhen und durch 
Kundgebungen der Unzufriedenheit der Araber über die 
jüdische Einwanderung und den Verkauf arabischen Bodens 
an Juden. Es folgt eine eingehende Schilderung über den 
Verlauf der Unruhen. 

In dem Bericht wird bekanntgegeben, daß die Palästina- 
Regierung weitere Vorbeugungsmaßnahmen zur Bekämpfung 
der illegalen Einwanderung plant. Der Anteil der jüdischen 
Einwanderer aus Deutschland an der Gesamteinwanderung 
betrug im Berichtsjahr (1936) 27 °/o gegen 14 o/o im Jahre 
1935. 41 o/o der jüdischen Einwanderer stammte auch im 
letzten Jahre aus Polen. 

Das Wirtschaftsleben bei den Juden ist trotz der durch 
die langen Unruhen bedingten Schwierigkeiten fast normal 
geblieben. Der arabische Generalstreik und die Boykott¬ 
propaganda gegen jüdische Waren und jüdische Geschäfte 
haben bei den Arabern dazu geführt, sich von der jüdischen 
Wirtschaft unabhängig zu machen. In Jerusalem wurde eine 
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eigene arabische Handelskammer gegründet, eine Anzahl 
neuer arabischer Geschäfte wurde eröffnet. 
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Kulturarbeit 

Jüdisches Schulwesen in Palästina 

Aus dem Jahresbericht der Jewish Agency (S. 37) ent¬ 
nehmen wir folgende Angaben: 

Die jüdischen Schulen waren 1936 von 61173 Schülern be¬ 
sucht, um über 9000 mehr als 1935. Von den 136 971 Schul¬ 
besuchern, die es zu Beginn des Schuljahres 1936/37 in Palä¬ 
stina gab, waren somit 44,7 °/o Juden. Die Kindergärten zählten 
8300, die Volksschulen 43 500, die höheren Schulen 6000 und 
andere Schulen, darunter Handwerks- und Ackerbauschulen, 
2500 Besucher. Zwei Drittel der jüdischen Schüler (41 147) 
besuchten die Schulen des Waad Leumi, nichtjüdische Schulen 
wurden nur von 962 jüdischen Schülern besucht. Das Budget 
des jüdischen Schulwerkes betrug 335 700 Pfund. Obwohl mehr 
als die Hälfte der Einkünfte Palästinas von Juden aufge¬ 
bracht wird, ist die Forderung nach einem Regierungszuschuß 
für das jüdische Schul werk, mindestens im Verhältnis der 
Zahl der Juden zur Gesamtbevölkerung, noch immer unerfüllt. 
Es wurden auch keine Mittel zur Errichtung von Schulgebäu¬ 
den zur Verfügung gestellt, während für arabische Schulen 
1935 von der Regierung 133 000 Pfund ausgegeben worden 
sind. 
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Jugendalijah 

Neue Zertifikate für Schüler und Jugendliche 

Der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendalijah sind 
für die nächsten Monate etwa 500 Zertifikate zugeteilt wor¬ 
den, und zwar werden die Zertifikate für jede Siedlung be¬ 
sonders ausgegeben. 100 Zertifikate für das Emek-Hayarden 
sind bereits genehmigt, ebenso 30 Zertifikate für Mischmar 
Haeemek und 50 für Kfar Jehoschua. Die Anträge für die 
Siedlungen Giwath Brenner, Kwuzath Schiller, Kfar Jeches- 
kiel und Tel Chaj stehen vor einer günstigen Erledigung. Da 
die Bauarbeiten am religiösen Jugenddorf bei Kfar Chassidim 
rasch vorwärts schreiten, werden auch religiöse Jugendliche 
an der Alijah der nächsten Monate Anteil haben können. In 
den landwirtschaftlichen Schulen Mikweh Israel und Ben 
Schemen konnte eine Anzahl von Plätzen für Jugendliche aus 
Deutschland bereitgestellt werden. Ein Teil der Zertifikate 
für Ben Schemen soll für Kinder zwischen 12 und 14 Jahren 
verwendet werden. Für die landwirtschaftliche Fachschule von 
Ben Schemen stehen ebenfalls noch einige Zertifikate für Ju¬ 
gendliche von 15 bis 17 Jahren, die eine mindestens acht¬ 
jährige Schulausbildung nachweisen können, zur Verfügung. 
Anfragen und Anmeldungen sind zu richten an die Jüdische 
Jugendhilfe e. V., Berlin-Charlottenburg 2, Kantstr. 158. 
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XX. Zionistenkongreß 

Ergebnis der Tagung 

Am 11. August 1937 wurde in namentlicher Abstimmung 
mit 300 Stimmen gegen 158 Nein-Stimmen bei 7 Stimm¬ 
enthaltungen die nachstehende Resolution an¬ 
genommen: 

„1. Der XX. Zionistenkongreß wiederholt aufs neue feier¬ 
lich die historische Verknüpfung des jüdischen Volkes mit 
Palästina und sein unabänderliches Recht auf sein Heimat¬ 
land. 

2. Der Kongreß nimmt Kenntnis von den Feststellungen der 
Kgl. Kommission in bezug auf folgende fundamentale Grund¬ 
sätze: erstens, daß der Hauptzweck des Mandates, wie er 
in seiner Präambel und seinen Artikeln ausgedrückt ist, darin 
besteht, die Errichtung eines jüdischen nationalen Heimes 
zu fördern; zweitens, daß zur Zeit der Balfour-Deklaration 
unter dem Gebiet, auf welchem das jüdische Nationalheim 
errichtet werden sollte, das ganze historische Palästina ein¬ 
schließlich Transjordaniens verstanden wurde; drittens, daß 
die Balfour-Deklaration die Möglichkeit der Entwicklung 
Palästinas zu einem Judenstaat beinhaltet; viertens, daß die 
jüdische Kolonisation in Palästina der arabischen Bevölkerung 
wesentliche Vorteile gebracht und sich zum wirtschaftlichen 
Nutzen des ganzen arabischen Volkes ausgewirkt hat. 

3. Der Kongreß weist die Behauptung der Kgl. Kommission, 
das Mandat habe sich als undurchführbar erwiesen, zurück 
und verlangt seine völlige Durchführung. Der Kongreß beauf¬ 
tragt die Exekutive, sich jeder Verletzung der Rechte des 
jüdischen Volkes, die durch die Balfour-Deklaration und das 
Mandat international garantiert sind, zu widersetzen. 

4. Der Kongreß erklärt, daß für die Schlußfolgerung der 
Kgl. Kommission, daß die nationalen Bestrebungen des jüdi¬ 
schen Volkes und der Araber in Palästina nicht zu ver¬ 
einigen seien, keinerlei Grundlage vorhanden 
ist. Eines der Hindernisse für die Zusammenarbeit und die 
Erreichung eines Uebereinkommens zwischen den beiden 
Völkern war die im Bericht der Royal Commission fest¬ 
gestellte Unsicherheit hinsichtlich der endgültigen Absichten 
der Mandatsregierung und die zögernde Haltung des politi¬ 
schen Systems Palästinas, die zu mangelndem Vertrauen 
in die Kraft und den Willen der Regierung, das Mandat zu 
verwirklichen, geführt hat. 

Der Kongreß bestätigt bei dieser Gelegenheit die Erklä¬ 
rungen der früheren Kongresse über die Bereitschaft 
des jüdischen Volkes, mit der arabischen 
Bevölkerung Palästinas zu einer friedlichen 
Verständigung auf der Grundlage gegensei¬ 
tigen Verständnisses fü ihre Rechte und die 
Freiheit der Entwicklung beider Völker zu 
gelangen. 

5. Der Kongreß verwirft die von der Kgl. Kommission vor¬ 
geschlagenen Palliativmittel zur Durchführung des Mandates, 
und zwar: Einschränkung der Alijah, Festsetzung eines 
politischen Maximums für die Alijah an Stelle der wirtschaft¬ 
lichen Aufnahmefähigkeit, Verschließung verschiedener Ge¬ 
biete des Landes vor jüdischer Kolonisation, Beschränkung 
des Bodenkaufs usw. Diese Vorschläge sind ein Hohn auf 
das Mandat und eine Verletzung internationaler Verpflich¬ 
tungen und würden sich auf die Zukunft des Nationalheims 
vernichtend auswirken. 

6. Der Kongreß legt seinen schärfsten Protest ein gegen 
den Beschluß der Britischen Regierung, ein politisches Maxi¬ 
mum für die jüdische Einwanderung aller Kategorien für die 
nächsten acht Monate festzusetzen, wodurch das Prinzip der 
wirtschaftlichen Aufnahmefähigkeit gebrochen würde, unter 
Verletzung der jüdischen Rechte und der wiederholt in 
diesem Sinne von der Britischen Regierung und vom Völker¬ 
bund bestätigten Verpflichtungen. 

7. Der Kongreß erklärt den von der Kgl. Kommission 
eingebrachten Teilungsplan für unannehmbar. 

8. Der Kongreß bevollmächtigt die Exekutive, in 
Verhandlungen einzutreten, um die genauen Bedin¬ 
gungen der Britischen Regierung für die vorgeschlagene Er¬ 
richtung des Judenstaates festzustellen. 

9. In diesen Verhandlungen darf die Exekutive weder 
sich selbst noch die Zionistische Organisation binden, son¬ 
dern muß, falls sich ein endgültiger Plan für die Errichtung 


eines Judenstaates ergeben sollte, diesen Plan einem neu¬ 
gewählten Kongreß zur Beratung und Entscheidung 
vorlegen.“ 

* 


Die Resolution der „Neinsager“ lautet wie folgt: 

„1. Der XX. Zionistenkongreß nimmt Kenntnis von den 
Ergebnissen der Untersuchungen der Kgl. Kommission für 
Palästina in den folgenden grundlegenden Punkten: 

Erstens, daß der Hauptzweck des Mandats, wie er in 
dessen Präambel und in dessen Einzelbestimmung ausgedrückt 
ist, der ist, die Errichtung eines Jüdisch-Nationalen Heims 
zu ermöglichen. Zweitens, daß das Gebiet, in welchem das 
Jüdische Nationalheim errichtet werden sollte, zur Zeit der 
Balfour-Deklaration verstanden wurde als das gesamte 
historische Palästina. Drittens, daß der Gedanke einer Ent¬ 
wicklung Palästinas in einen Jüdischen Staat oder Gemein¬ 
wesen vom Beginn an in den Zwecken der Balfour-Deklara¬ 
tion und des Mandates lag. Viertens, daß die Repatriierung 
einer großen Zahl von Juden in ihr Heimatland durchgeführt 
worden ist mit bedeutendem Nutzen für die palästinensischen 
Araber und mit genauester Berücksichtigung ihrer bürger¬ 
lichen und religiösen Rechte. 

2. Der Kongreß weist als irreführend zurück die Behaup¬ 
tungen der Kgl. Kommission, daß das Mandat unausführbar 
sei, und daß Zusammenarbeit zwischen Juden und Arabern 
in Palästina für den Nutzen des Landes als Ganzes unerreich¬ 
bar sei und drückt seine feste Ueberzeugung aus, daß es die 
Verwaltung des Mandates und nicht das Mandat selbst ist, 
was zusammengebrochen ist. 

3. Der Kongreß weist mit gleicher Bestimmtheit die beiden 
politischen Vorschläge zurück, die von der Kgl. Kommission 
gemacht sind, die Teilung des Landes einerseits und die sog. 
„Palliative“ andererseits, — Mittel, die den wirtschaftlichen 
Fortschritt verhindern und die Entwicklung des National¬ 
heims aufhalten. 


4. Die von der englischen Regierung ausgegebene Erklä¬ 
rung über ihre zukünftige Politik zeigt die Absicht an, die 
Empfehlungen der Kgl. Kommission durchzuführen, die einen 
Teilungsplan enthalten, der einschließt: a) Aufgabe des Man¬ 
dates für Palästina und Nichtigkeitserklärung der Balfour- 
Deklaration; b) Zerfleischung des Landes; c) Einschluß des 
überwiegenden Teils des Landes in einen neu zu schaffenden 
arabischen Staat; d) Stellung anderer Teile des Landes unter 
eine dauernde englische Verwaltung und e) Schaffung eines 
Jüdischen Staates aus dem Rest des Landes unter Bedin¬ 
gungen, welche nicht erfüllen wesentliche politische, wirt¬ 
schaftliche und strategische Notwendigkeiten und nicht 
berücksichtigen die zwingende Notwendigkeit großer Massen 
des jüdischen Volkes, repatriiert zu werden. Der XX. Zio¬ 
nistenkongreß betrachtet diese Vorschläge als eine Ver¬ 
dung von Zusicherungen, die dem jüdischen Volk durch 
Großbritannien gegeben und bestätigt sind durch die Völker 
der Welt. Er erklärt feierlich, daß er unabänderlich opponiert 
an 7 ?, mit al . len . lhm zu . r Verfügung stehenden Mitteln festen 
Widerstand leisten wird der Zerfleischung Palästinas, daß 
das unveräußerliche Recht des jüdischen Volkes auf sein 
historisches Heimatland durch keinerlei Unterschrift beseitigt 
werden kann und daß kein Plan, der die Teilung Palästinas 
einschließt, die Basis für Verhandlungen bilden kann in 
bezug auf die zukünftige Politik. 

5. Der Kongreß beauftragt die Exekutive, ihre Stellung 
einzunehmen auf der festen Grundlage des jüdischen Rechts 
und der jüdischen Errungenschaften in Palästina, die jetzt 
in weitem Umfang anerkannt und bestätigt sind durch den 
bericht der Kgl. Kommission. Er ruft die Exekutive auf in 
erneute Anstrengungen einzutreten, um die Mandatarmächt 
zu einer konstruktiven Politik zu bringen für die Erfüllung 
des Mandates und die Zurückführung des jüdischen Volkes 
in seine historische Heimat. 

^j ese Resolution stimmte geschlossen der ganze „Mis- 
rachi , der Fraktionszwang dafür eingeführt hatte (es blieb 
aber eine Anzahl Misrachi-Delegierte der Abstimmung fern), 
ferner die Mehrheit der Gruppe B, eine Minderheit der 
Amerikaner, die „Judenstaatspartei“, der „Haschomer Ha- 
zair und vereinzelte Delegierte. 






Europa und Uebersee 

Vorbemerkung 

Obwohl die während der Weltwirtschaftskrise in fast allen 
Uebersee-Ländern eingeführten Einwanderungsbeschränkun¬ 
gen nur in wenigen Ländern gelockert, in anderen sogar noch 
verschärft worden sind, findet nach wie vor eine ziemlich 
starke Auswanderung statt, die sich vor allem nach Nord¬ 
amerika, aber auch nach Argentinien, Brasilien, Kolumbien 
und Australien richtet, unterstützt durch die jüdischen Hilfs¬ 
komitees, zuweilen auch gefördert durch die Schiffahrtslinien 
nach den betreffenden Ländern. Nahezu hoffnungslos ist die 
Situation nur für Staatenlose, denen lediglich nach Australien 
und in gewissen Fällen auch nach Argentinien eine Einwan¬ 
derung gestattet ist. Nach europäischen Ländern kommt eine 
Auswanderung kaum in Frage. 

Unerläßlich ist, daß alle Auswanderungswilligen sich bei 
den Beratungsstellen des Hilfsvereins der Ju¬ 
den in Deutschland über Einwanderungsmöglichkeiten genau 
unterrichten. Die Hilfskomitees in den europäischen Ländern 
sind nicht in der Lage, Einwanderern, die auf eigene Faust 
ohne genaue Erkundigungen über die Hilfs- und Aufbaumög¬ 
lichkeiten und ohne Beratung durch den Hilfsverein sich 
dorthin begeben, irgendwelche Hilfe zu sichern. 

Argentinien 

Literatur 

„Argentinien im Vordergrund“ in „Israelitisches Familien¬ 
blatt“ Jg. 39 Nr. 29 (22. Juli 1937). 

Australien 

Literatur 

„Jüdische Lebensmöglichkeiten in Australien“ in „Der jü¬ 
dische Handwerker“ Jg. 29 Nr. 7 (Juli 1937). 

Brasilien 

Einwanderung vorläufig gesperrt 

Nach Auskunft der zuständigen Konsulate in Deutschland 
werden Einwanderungsvisa für Brasilien vorläufig nicht mehr 
erteilt. Es handelt sich hierbei voraussichtlich nur um eine 
provisorische Maßnahme, die auf Grund einer Kabelanwei¬ 
sung des zuständigen Ministeriums in Rio de Janeiro ge¬ 
troffen worden ist. 

Von dieser augenblicklichen Einwanderungssperre abge¬ 
sehen besteht aber Anlaß, erneut vor der Inanspruchnahme 
all jener Büros und Firmen zu warnen, die ihre Dienste zur 
Beschaffung von Einwanderungsmöglichkeiten nach Brasilien 
in Zeitungsinseraten anbieten. Die von diesen Büros ange¬ 
wandten Praktiken stellen häufig Verletzungen oder Um¬ 
gehungen der brasilianischen Gesetze dar und bringen für 
die Einwanderer selbst das größte Risiko mit sich. Bezüg¬ 
lich des kürzlich im „Israelitischen FamilienblatP erschie¬ 
nenen Artikels über „Siedlung in Brasilien“ ist festzustellen., 
daß der Hilfsverein keinerlei Unterlagen für die Beurteilung 
des dort angedeuteten Projektes erhalten hat und daher jede 
Verantwortung auf das entschiedenste ablehnt. 

Literatur 

„Wirtschaft in Uebersee — Brasilien“ in „Israelitisches 
Familienblatt“ Jg. 39 Nr. 28 (15. Juli 1937). 

„Siedlung in Brasilien“, Dr. Ewald Rosenthal in „Is¬ 
raelitisches Familienblatt“ Jg. 39 Nr. 28 (15. Juli 1937). 

Chile 

Einwanderungsmöglichkeit für kinderreiche Familien 

Der Hilfsverein der Juden in Deutschland gibt folgendes 
bekannt: 

Es besteht zur Zeit für eine begrenzte Anzahl von Familien 
eine Einwanderungsmöglichkeit nach Chile, 
doch ist diese an folgende Bedingungen geknüpft: 

Es muß sich um kinderreiche Familien handeln, deren Fa¬ 
milienvater nicht mehr als 40 Jahre alt ist und der einen 
praktischen Beruf ausübt. Außerdem muß die Familie in der 
Lage sein, auf Grund des Runderlasses 153/36 (der den Klein¬ 
kapitalisten einen 50 °/oigen Transfer von höchstens 8000 RM. 
gestattet) einen Betrag transferieren zu können. 


Im Augenblick ist die E i n r e i s e von Eltern oder 
Schwiegereltern zu ihren Kindern nach Chile nicht 
möglich. Eine Ausnahme bilden diejenigen Eltern oder Schwie¬ 
gereltern,. die das 60. Lebensjahr überschritten haben. Diese 
müssen sich ebenfalls der Vermittlung des Hilfsvereins be¬ 
dienen. In diesem Zusammenhänge ist auch die Frage der¬ 
jenigen Kinder geregelt, die gemeinschaftlich mit ihren 
Eltern einwandern wollen, und zwar dürfen diese nur ein¬ 
wandern, wenn sie das 16. Lebensjahr nicht überschritten 
haben. Eine Erleichterung ist auch für diejenigen Ehegatten 
geschaffen worden, die bereits einen Teil der Familie im 
Lande haben. 

Das Außenministerium ist im Augenblick mit den Vorberei¬ 
tungen für eine Quoteneinteilung beschäftigt, in der 
ausdrücklich die Bestimmungen der nordamerikanischen Ein¬ 
reisegesetze zugrunde gelegt werden, so daß Religion und 
Rasse dabei nicht berücksichtigt werden. Unter Immigranten 
aus Deutschland sind nach ausdrücklicher Erklärung des 
Außenministeriums nur solche Personen zu verstehen, welche 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. 

Ecuador 

Jüdische Einwanderung 

Nach den Aufzeichnungen der Hicem-Vertretung sind im 
ersten Vierteljahr 1937 272 Juden, von denen 237 aus Europa 
kamen, nach Ecuador eingewandert. Von ihnen sind 32 nach 
Europa und 17 in südamerikanische Länder zurückgekehrt. 
Die Regierung von Ecuador hat die von jedem Einwanderer 
zu erlegende Kaution von 50 auf 250 Dollar erhöht. 

Zur Zeit werden die Einwanderungsmöglichkeiten pessi¬ 
mistisch beurteilt, besonders für Einzeleinwanderung, soweit 
sie kaufmännische Berufe betrifft. Gewisse Möglichkeiten bietet 
noch landwirtschaftliche Kolonisation in Gegenden, wo die 
klimatischen Verhältnisse erträglich sind und die Höhenlage 
keine Schwierigkeiten macht. Auch für Handwerker sind noch 
gewisse Aussichten vorhanden (vgl. InfBl. 1937 Nr. 4/5 S. 32). 

Elsaß 

Literatur 

„Die Juden im Elsaß von 1784—1934“, Albert J. Phie- 
big in „Jüdische Rundschau“ Jg. 42 Nr. 53 (6. Juli 1937). 

England 

Literatur 

„Wirtschaftliches für Englandinteressenten“ in „C. V.-Zei¬ 
tung“ Jg. 16 Nr. 26 (1. Juli 1937). 

Holland 

Literatur 

„Juden in Amsterdam — Um die Eingliederung der Juden 
aus Deutschland“, Dr. Arno Herzberg in „Israelitisches 
Familienblatt“ Jg. 39 Nr. 25 (24. Juni 1937). 

Italien 

Literatur 

„Italien — Land und Leute“ in „Der Israelit“ Jg. 78 
Nr. 25 (24. Juni 1937). 

Kolumbien 

Keine Kaufleute nach Kolumbien 

Der Hilfsverein der Juden in Deutschland gibt folgendes 
bekannt: 

Im Laufe des letzten Jahres hat sich bei den jüdischen 
Auswanderern aus Deutschland ein verstärktes Interesse für 
Kolumbien gezeigt, und tatsächlich sind die Nachrichten aus 
diesem Lande verhältnismäßig günstig; die meisten Einwan¬ 
derer haben schnell Arbeit gefunden. Doch besteht dringender 
Anlaß, darauf hinzuweisen, daß Kaufleute, insbesondere solche 
ohne wirklich gründliche Branchekenntnisse und ohne Be¬ 
herrschung des Spanischen, in Kolumbien kaum irgendwelche 
Aussichten haben und sowohl vom Standpunkt der kolum¬ 
bianischen Wirtschaft wie von dem der jüdischen Gesamt¬ 
einwanderung als unerwünscht gelten müssen. Schon jetzt hat 
der allzu zahlreiche Zuzug von Kaufleuten in Kolumbien zu 
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gewissen Mißständen und Gegenströmungen geführt, die 
leicht zu einer Gefahr für die jüdische Einwanderung dm 
ganzen werden können. 

Literatur 

„Kolumbien — Neue Einreise-Bestimmungen — Neue Mög¬ 
lichkeiten“ in „C. V.-Zeitung“ Jg. 16 Nr. 40 (29. Juli 1937). 


Kuba 

Einwanderungsbestimmungen 

Durch Dekret Nr. 1021 vom 23. März 1937 sind die im 
Oktober 1936 erlassenen Bestimmungen über die Landung und 
Einwanderung von Ausländern abgeändert worden. Danach 
wird der Sicherheitsbetrag, den ausländische Arbeitskräfte bei 
der Landung bisher zu hinterlegen hatten, auf 500 Pesos er¬ 
höht. Der Betrag ist in bar zu hinterlegen, und damit ist die 
Hinterlegung von Policen, Schecks oder anderen Bürgschaf¬ 
ten verboten. 

In Kuba ansässige Ausländer, die von einer Auslandsreise 
zurückkehren, werden als Einwanderer behandelt und müssen 
den oben bezeichneten Sicherheitsbetrag hinterlegen, sofern 
sie nicht der Einwanderungsbehörde nachweisen, daß ihre 
Rückkehr nach Kuba nur zu dem Zweck erfolgt, um ihre vor 
der Abreise bei einem Industrie-, Handels- oder Landwirt¬ 
schaftsunternehmen innegehabte Stellung wieder anzutreten. 
Der Beweis hierfür muß durch ein von dem Inhaber des be¬ 
treffenden Unternehmens ausgestelltes und von der zustän- 
digen Arbeitsbehörde beglaubigtes Zeugnis erbracht werden, 
das zusammen mit der Wohnsitzbescheinigung (certificado 
de residencia) bei der Einwanderungsbehörde zu hinter¬ 
legen ist. 

Von dieser Bestimmung werden die in Kuba ansässigen 
Ausländer befreit, die aus dem Auslande zu ihren Eltern, 
Kindern oder Ehegatten zurückkehren. Im letzteren Falle muß 
die Ehe vor der Ausreise des Ausländers aus dem Lande 
bereits bestanden haben. 

Die vor dem 1. Dezember 1936 für Einwanderer hinter¬ 
legten Sicherheitsbeträge werden auf einen an die Einwande¬ 
rungsbehörde zu richtenden Antrag an den Bürgen vom Fi¬ 
nanzministerium zurückgezahlt. 

Alle früheren Dekrete, Erlasse und Verordnungen, die den 
Bestimmungen dieses Dekretes zuwiderlaufen, werden auf¬ 
gehoben. 

Das Dekret ist mit Wirkung vom 1. April 1937 in Kraft 
getreten. 


Latein-Amerika 

Ergebnisse einer Informationsreise 

• ^ as ‘^ ca Emigration Association (HICEM) veröffentlicht 
m der letzten Nummer ihres Bulletins einen Auszug aus dem 
Bericht, den der New-Yorker Direktor der Hias, Morris 
Asofsky, nach einer Studienreise durch Venezuela, Curacao, 
Panama, Guatemala und Mexiko über die Verhältnisse in 
diesen Ländern und die Aussichten jüdischer Einwanderung 
erstattet hat (vgl. S. 39). 

Es wird in dem Bericht festgestellt, daß diese Länder im 
Begriffe stehen, ihren inneren Aufbau nach dem Vorbild 
der Vereinigten Staaten umzugestalten, eine Aufgabe, die im 
Hinblick auf die Rückständigkeit der Bevölkerung sehr 
schwierig ist. Während die Einwanderung nach den latein¬ 
amerikanischen Ländern bis zur Einstellung der Massenein¬ 
wanderung nach den Vereinigten Staaten frei war, sind 
seither immer neue Einschränkungen verfügt worden, so daß 
die Einwanderung jetzt so gut wie vollständig gesperrt ist. 
Maßgebend hierfür sind vier Gründe: 1. haben sich alle diese 
Länder noch nicht von den Folgen der Wirtschaftskrise er¬ 
holt; so bringt z. B. in Guatemala der Kaffee-Export, der 
der hauptsächlichste und fast einzige Wirtschaftszweig die¬ 
ses Landes ist, nur noch ein Achtel dessen ein, was er vor 
der Krise eintrug; 2. ist mit Ausnahme von Mexiko in keinem 
diese^ Länder eine Industrie entwickelt; es besteht somit 
lür Einwanderer nicht die Beschäftigungsmöglichkeit in in¬ 
dustriellen Betrieben, und die Geschäftsmöglichkeiten im all¬ 
gemeinen sind infolge der geringen Kaufkraft der Bevölke¬ 
rung sehr begrenzt; 3. wurden zum Zweck der Arbeits¬ 
beschaffung für die eingeborene Bevölkerung Gesetze er¬ 
lassen, die vorsehen, daß mindestens 75 o/o der Arbeits¬ 
kräfte jedes Unternehmens aus Einheimischen bestehen 


müssen; die niedrigen Löhne in den vorwiegend in auslän¬ 
dischem Besitz befindlichen Handelsunternehmungen rei¬ 
chen zur Bestreitung des Lebensunterhaltes von Einwande¬ 
rern nicht aus; 4. besteht überall eine Furcht vor der Ein¬ 
schleppung unerwünschter politischer Ideologien; man wird 
die Behörden erst davon überzeugen müssen, daß bei den 
von den jüdischen Einwandererhilfskomitees ausgewählten 
und empfohlenen Kandidaten die Furcht vor dieser Gefahr 
unbegründet ist. Da jedoch die Einwanderungspolitik dieser 
Länder sich nach derjenigen der Vereinigten Staaten rich¬ 
tet, wo die Besserung der Wirtschaftslage bereits zu einer 
großzügigeren Handhabung der Einwanderungsvorschriften 
geführt hat, gibt Direktor Asofsky der Hoffnung Ausdruck, 
daß es auch in den Ländern Süd- und Mittelamerikas zu 
der Abschaffung gewisser einschränkender Maßnahmen kom¬ 
men wird. Wesentlich hierbei ist auch, daß die — mit Aus¬ 
nahme Mexikos, wo es über 7000 Juden gibt — zahlenmäßig 
sehr kleine jüdische Bevölkerung dieser Länder eine jüdische 
Einwanderung wünscht, um die Schaffung des für die re¬ 
ligiöse und nationale Erziehung der Jugend notwendigen 
Milieus zu sichern. 

Die oben angeführten Länder werden dann im einzelnen 
hinsichtlich Klima, Bevölkerungsdichte, Einwanderungsbe¬ 
stimmungen, Arbeitsmöglichkeiten usw. geschildert. 


Madagaskar 

Literatur 

„Madagaskar — zum Problem jüdischer Siedlung“, Dr. 
W. J. H. Ny essen in „Jüdische Rundschau“ Jg. 42 Nr. 45 
(8. Juni 1937). 

„Madagaskar als Siedlungsland“, Dr. W. J. H. Nyessen 
in „Jüdische Rundschau“ Jg. 42 Nr. 50 (25. Juni 1937). 

Mittelamerika 

Literatur 

„Aussichten in Mittelamerika“ in „Israelitisches Familien¬ 
blatt“ Jg. 39 Nr. 24 (17. Juni 1937). 


Neu-Seeland 

Einwanderungsbedingungen 

Wer nach Neu-Seeland einreist, muß im Besitze eines 
Passes oder einer ähnlichen Urkunde sein, aus der einwand- 
Staatsangehörigkeit und Identität hervorgehen. 
Das Ministerium des Innern kann jedoch evtl. Ausnahmen 
von dieser Vorschrift bewilligen. Deutsche Staatsangehörige 
benötigen kein Visum, dagegen müssen Angehörige der ost¬ 
europäischen Staaten ein Visum vorweisen. Doch bedürfen 
diejenigen nicht-britischen Staatsangehörigen, die sich in 
Neu-Seeland für die Dauer niederlassen wollen, einer be¬ 
sonderen Einwanderungserlaubnis, die von der neu-seeländi¬ 
schen Zollbehörde (Minister of Customs, Wellington N Z) 
ausgestellt wird. v 

Wer ohne eine Erlaubnis einwandert, macht sich strafbar 
und wird als „verbotener Einwanderer“ behandelt. 

Der Antrag auf Ausstellung einer Einwanderungserlaub¬ 
nis muß auf einem bestimmten Formular, das beim High 
Comnnssioner for New Zealand, 415 Strand London W. C. 2 
erhältlich ist, gestellt und mit der Post von dem Geburts¬ 
lande des Antragstellers oder von dem Lande aus einge- 
sandt werden, wo der Antragsteller länger als ein Jahr 
vor dem Datum des Antrags gewohnt hat. Dem Antrag sind 

zwe^Li^Ubilder^ 1C ^ eS Gesundlieitszeu § nis ’ Leumundszeugnis, 

Anträgen auf Gewährung der Einwanderungserlaubnis wird 
ZU n • f 1 *' nur * n se Lenen Fällen stattgegeben. 

Britische Staatsangehörige von Geburt bedürfen keiner be¬ 
sonderen Einreisegenehmigung; dagegen müssen Personen, die 
nur naturalisierte britische Staatsangehörige sind, sich, wie 
jeder Ausländer, um eine Einwanderungserlaubnis bemühen. 

Geschäftsreisende und Touristen werden nicht als Ein- 
Wanderer betrachtet doch empfiehlt es sich für diese, vor 

h!L Tt! Se /f ch Neu - Seeland sich eine befristete Aufent¬ 
haltserlaubnis (temporary permit) zu verschaffen; eine solche 
ist gewöhnlich auf 6 Monate befristet, kann aber auf Antrag 
verlängert werden. Für die Dauer der zeitweiligen Aufent” 
haltserlaubms müssen zehn Pfund hinterlegt werden, die bei 
greise wieder zurückgegeben werden. 

Außerdem muß vor Erteilung der zeitweiligen Aufenthalts- 
M tte^ffl d f Nachweis erbracht werden, daß die nötigen 
Mittel für Aufenthalt und Rückreise vorhanden sind. 







Bestimmten Personen-Kategorien ist die Landung in Neu¬ 
seeland im allgemeinen verboten. Es sind dies: Geistes¬ 
kranke, ansteckend Kranke, ein bestimmter Personenkreis 
von Vorbestraften, Personen, von denen staatsfeindliches 
V erhalten angenommen werden kann, u. a. 

Wenn Einwanderer in Neu-Seeland landen, die krank oder 
körperlich behindert sind und voraussichtlich der Oeffent- 
lichkeit oder einer Wohlfahrtseinrichtung zur Last fallen 
werden, so kann die betreffende Schiffahrtsgesellschaft auf¬ 
gefordert werden, 100 Pfund für jede derartige Person als 
Sicherheit für die Kosten ihres Lebensunterhaltes und der 
etwaigen Unterbringung in einer Wohlfahrtseinrichtung inner¬ 
halb der nächsten fünf Jahre zu hinterlegen. 

Hinsichtlich der Mitführung von Zahlungsmitteln besteht 
bis auf weiteres in Neu-Seeland nur die Vorschrift, daß ein 
Reisender bei der Einreise nicht mehr als 2 Pfund in 
australischem oder englischem Silbergeld, bei der Ausreise 
kein Gold und nur bis zu 2 Pfund in neu-seeländischem 
Silbergeld mitnehmen darf. In bezug auf Papiergeld be¬ 
stehen bis auf weiteres keine Beschränkungen. Mitgebrach¬ 
tes Gold (Münze oder roh) darf bei der Ausreise nicht 
wieder mitgenommen werden. Wird es bei Reisenden bei 
der Ausreise vorgefunden, so wird es beschlagnahmt. 


Paraguay 

Einwanderung 

Die Einwanderung für Juden ist z. Zt. gesperrt. 

Schweden 

Literatur 

„Jüdisches Landschulheim in Schweden“ in „Gemeinde¬ 
blatt der Jüdischen Gemeinde zu Berlin“ Ja. 27 Nr 22 
(30. Mai 1937). 

Südamerika 

Literatur 

„Briefe aus Südamerika“ in „Israelitisches Familienblatt“ 
Jg. 39 Nr. 22 (3. Juni 1937). 

Tschechoslowakei 

Literatur 

„Reorganisation des Kulturwesens in der Tschechoslowa¬ 
kei“, Dr. Kurt Stillschweig in „C. V.-Zeitung“ Jg. 16 
Nr. 25 (24. Juni 1937). * 

Ungarn 

Literatur 

„Juden zwischen West und Ost — Ungarische Reise-Ein¬ 
drücke“ in „Jüdische Rundschau“ Jg. 42 Nr. 59, 60 (27., 
30. Juli 1937). V 


Uruguay 

Neue Einwanderungsbestimmungen 

Nach Mitteilung des Hilfsvereins der Juden in Deutschland 

Zl Ur / le r E l” Wand T' 1S naC , h üru g ua y jetzt ein Führungs- 
w rd f l.,R er .l Ge T e I m t n Staatspolizei verlangt, in dem bestätigt 
wird, daß der Inhaber nicht der kommunistischen Partei an- 
gehort oder ihre Bestrebungen gefördert hat. Antragsteller 
müssen außerdem sechs einwandfreie Referenzen nach weisen, 
und zwar dürfen Ehegatten nicht die gleichen Referenzen be- 
nutzen Em Kapital von 600 Goldpesetos muß vorgewiesen 
(braucht aber nicht hinterlegt zu) werden. 

Die Hauptvorzüge von Uruguay als Einwanderungsland lie- 
gen auf klimatischem Gebiet - es ist eins der gesündesten 
sudamerikanischen Länder - und auch auf politisch-sozialem 
Gebiet Uruguay ist ein fortschrittlicher, politisch stabiler, gut 
verwalteter Staat. Doch ist zu bedenken, daß Uruguay ein 
ganz vorwiegend agrarisches Land ist, in dem Landwirte, Obst- 
zuchter usw. sehr gute Aussichten haben, auch gelernte Hand¬ 
werker im allgemeinen ihr Fortkommen finden werden, da¬ 
gegen Kaufleute und Akademiker mit den allergrößten 
ochwierigkeiten zu rechnen haben, besonders wenn sie nicht 
gut Spanisch können. Uruguay ist übrigens, ebenso wie Bra- 
L ^d ~~ Und im Gegensatz zu Argentinien — ein billiges 


Literatur 

„30 000 in Montevideo“ 


Jg. 39 Nr. 25 (24. Juni 1937). 


in „Israelitisches Familienblatt“ 


Vereinigte Staaten von Amerika 

Literatur 

„Jüdisches Gemeinschaftsleben in den Vereinigten Staaten“ 
Dr. Maurice J. Karpf in „Jüdische Wohlfahrtspflege und 
Sozialpolitik“ Jg. 7 Nr. 3, 4 (Juni, August 1937). 

„Ratschläge für Amerika - Einwanderinnen“, Dr. Dora 
Ldinger in „C. V.-Zeitung“ Jg. 16 Nr. 23 (10. Juni 1937). 

„Jüdische Studenten in Amerika“ in „C. V.-Zeitung“ Jg. 16 
Nr. 29 (22. Juli 1937). * ö 

„Organisation der Gemeinden — Jüdisches aus USA“, Dr. 
Günther Plaut in „Gemeindeblatt der Jüdischen Gemeinde 
zu Berlin“ Jg. 27 Nr. 26 (27. Juni 1937). 

„Nationale und religiöse Gruppierungen — Die Struktur 
des amerikanischen Judentums“, Dr. Günther Plaut in 
„Gemeindeblatt der Jüdischen Gemeinde zu Berlin“ Jg 27 
Nr. 27 (4. Juli 1937). 

„Religiöses Leben in USA“, Artur Holde in „Israeli¬ 
tisches Familienblatt“ Jg. 39 Nr. 26 (1. Juli 1937). 

„Amerika — hast Du es besser?“, Joachim Prinz in „Der 
Morgen“ Jg. 13 Nr. 3 (4. Juni 1937). 


Wanderung 

Jüdische Wanderung 

Literatur 

„100 000 weniger“, Dr. Ernst G. Löwenthal in „C. V.- 
Zeitung“ Jg. 16 Nr. 14 (8. April 1937). 

„Wohin sie wandern — die Zahlen aus den Gemeinden“, 
Max Birnbaum in „Israelitisches Familienblatt“ Jg. 39 
Nr. 7 (18. Februar 1937). 

„Reale Auswanderungspolitik“, Moritz Rosenthal in 
„Gemeindeblatt der Jüdischen Gemeinde zu Berlin“ Jg. 27 
Nr. 14 (4. April 1937). 

„Religiöse Probleme der Auswanderung“ in „Gemeindeblatt 
der Jüdischen Gemeinde zu Berlin“ Jg. 27 Nr. 17 (25. April 
1937). 

„Gruppen- oder Einzelwanderung? Bemerkungen und Vor¬ 
schläge“, Dr. Walter Breslauer in „Gemeindeblatt der Jü¬ 
dischen Gemeinde zu Berlin“ Jg. 27 Nr. 19 (9. Mai 1937). 


„Gruppen- oder Einzelwanderung — eine Erwiderung, Dr. 
Bruno Sommerfeld in „Gemeindeblatt der Jüdischen 
Gemeinde zu Berlin“ Jg. 27 Nr. 25 (20. Juni 1937). 

„Jüdische Wanderung 1936“, Dr. Bruno Sommerfeld 
in „Gemeindeblatt für die jüdischen Gemeinden Preußens“ 
Jg. 15 Nr. 4 (1. April 1937). 

„Auswanderung und Binnenwanderung“, Max Birnbaum 
in „Gemeindeblatt für die jüdischen Gemeinden Preußens“ 
Jg. 15 Nr. 5 (1. Mai 1937). 

„Jüdische Binnen- und Auswanderung in Breslau“, Max 
Birnbaum in „Jüdische Zeitung“ Jg. 44 Nr. 8 (19. Februar 
1937). 

„Jüdische Wanderungspolitik heute und morgen“, Arthur 
Prinz in „Der Morgen“ Jg. 13 (Mai 1937). 

„Gedanken zur Auswanderung“, Dr. Margarete Edelheim 
in „Nürnberg-Fürther Israelitisches Gemeindeblatt“ Jg. 17 
Nr. 5 (1. Juli 1937). 

„Bemerkungen zur Wanderungsfrage“, E. Samosch in 
„Zion“ Jg. 9 Nr. 3 (Juli 1937). 
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